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Unterrichtung des Landtags 

Vorlage 
17/799 

alle Abg. 

Einleitung der Verbändeanhörung , 
hier: Gesetzentwurf der Landesregierung (Referentenentwurf) zur 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes und weiterer wahlrechtlicher 
Vorschriften 

Anlagen: 2 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident Kuper, 

den o.g. Gesetzentwurf der Landesregierung (Referentenentwurf) 
einschließlich Begründung und Synopse übersende ich Ihnen zur 
Unterrichtung des Landtags. Im Rahmen der Verbändeanhörung haben 
die Kommunalen Spitzenverbände und zu den Regelungen zur Wahl 
der Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr auch der 
Regionalverband Ruhr bis zum 31. Juli 2018 Gelegenheit zur 
Stellungnahme erhalten. 

, Zur Erläuterung des Gesetzentwurfs der Landesregierung: 

Die nächsten allgemeinen Kommunalwahlen in Nordrhein- Westfalen 
werden im Herbst 2020 stattfinden. Am 31. Oktober 2020 läuft die 
ausnahmsweise 77-monatige Wahlperiode der 2014 gewählten 
Gemeinderäte und Kreistage ab. Vor jeder Kommunalwahl ist 'das 
Kommunalwahlrecht zu überprüfen und an die Erfordernisse der 
Verwaltungspraxis, an die bundesweite Rechtsentwicklung und an die 
Rechtsprechung anzupassen. 

Im Mittelpunkt des Gesetzentwurfs stehen insbesondere folgende 
Änderungen (in der Reihenfolge des Kommunalwahlgesetzes NRW): 

Telefon 0211 871-2629 

Telefax 0211 871-

Dienstgebäud!!l: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 DOsseidorf 

Lieferanschrift: 

FOrstenwall129 

40217 DOsseidorf 

Telefon 0211871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@fm.nrw.de 

. www.im.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836,U71,U72,U73,U83 

Haltestelle: Kirchplatz 



Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

• Das vor der Bundestagswahl 2017 in das Bundeswahlgesetz 
aufgenommene Verhüllungsverbot für die Mitglieder von 
Wahlorganen wird auch in das Kommunalwahlgesetz 
auf~enommEffi~ar~UelAufAaRmEHflGas--baAdeswaAlQesetz -
LWahIG). 

• Die Frist 'für die Möglichkeit zur Verringerung der Mandatszahl in 
Räten. und Kreistagen wird einmalig für die anstehende 
Kommunalwahl bis zum 31. Juli 2019 verlängert (§ 3; 
Übergangsregelung in Artikel 2 § 1). 

• Die allgemeinen Kommunalwahlen sollen auch im vorletzten 
Monat der laufenden Wahlperiode - September 2020 -
durchgeführt werden können (§ 14). 

• Die Stichtage für die Eintragung in das Wählerverzeichnis von 
Amts wegen, für die Einreichung von Wahlvorschlägen und für 
die Entscheidung über deren Zulassung werden um einige Tage 
vorverlegt, um mehr Zeit für die Durchführung der Briefwahl zu 
gewinnen (§§ 10, 15, 18, 19). 

• Die Sperrklausel in Höhe von 2,5 % ist nach den Urteilen des 
Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-Westfalen (VGH 
NRW) vom 21. November 2017 nur noch für die Wahlen der 
Bezirksvertretungen und der Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr: vorgesehen (§§ 33, 46a, 46j) .. 

• Auf eine Annahmeerklärung der gewählten Bewerberinnen und 
Bewerber wird künftig .in Anlehnung an die entsprechenden 
Vorschriften des Landes- und des Bundeswahlrechts im Sinne 
der Verfahrensvereinfachung verzichtet (§§35,36). 

• Die Regelungen über einen gemeinsamen Wahlvorschlag 
mehrerer Parteien oder Wählergruppen für die Wahl von 
Bürgermeistern und Landräten werden ergänzt (§ 46d). 

• In das KWahlG wird ein neuer Abschnitt über die Wahl der 
Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
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'" 
Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

aufgenommen, der die insoweit erforderlichen spezifischen 
Regelungen enthält (Abschnitt Vl.c, §§ 46f bis 46k). 

Einzelheiten bitte ich der Begründung des Gesetzentwurfs zu 
entnehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und weiterer wahlrechtlicher· 
Vorschriften 

A. Problem 

Vor jeder Kommunalwahl ist das Kommur:-alwahlrecht zu überprüfen und unter 
Berücksichtigung der Veränderungen im Landtags': und Bundestagswahlrecht sowie. 
der Erfahrungen in der Verwaltungspraxis fortzuschreiben. Darüber hinaus sind die 
Vorschriften an die aktuelle Rechtsprechung anzupassen. 

Erstmals sind im Gesetz über die Kommunalwahl im Lande Nordrhein-Westfalen . 
(Kommunalwahlgeseti - KWahIG) Regelungen für die Direktwahi der Verbands­
versammlung des Regionalverbands Ruhr zu treffen, die mit Artikel 2·des Gesetzes' 
zur Stärkung des Regionalverbands ·Ruhr vom 12. Mai 2015 (GV. NRW. S. 436) 
eingeführt worden ist. 

Nach Festlegung derNRW-Herbstferien 2020 auf den 12. bis 24 .. 0ktöber erscheinen·· 
die geltenden Vorschriften zur Bestimmung des Wahlmonats nicht mehr geeignet,· da 
hiernach ausschließlich der Oktober 2020 für ~ie allgemeinen Kommunalwahien bis 
hin zu möglichen Stichwahlen für Bürgermeister und La~dräte zur Verfugung steht. 
Die NRW-Herbstferien 2020 erfassen drei von vier Oktober-Wqchenenden, der nicht 
betroffene Sonntag am 4. Oktober 2020 folgt auf den Feiertag am 3. Oktober. 

B.Lösung 

Der vorliegende Ge~etzentwurf trägt dem Anderungs- und Ergänzungsbedarf sowie 
verwaltungspraktischen Erfordernissen Rechnung. 

Artikel 1 enthält Modifikationen desKWahlG, Artikel 2 einmalig notwendige 
Übergangsregelungen aufgrund der aktuelien, ausnahmsweise 77 Monate langen 
Wahlperiode der Räte und Kreistage .. Artikel 3 dient . der Harmonisierung 
vergleichbarer Vorschriften ;~in Landeswahlgesetz (LWahIG). Artikel 4 ersetzt eine 
statische durch eine dynamische Verweisung im Gesetz über den Regionalverbahd 
Ruhr (RVRG). 
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Diewesentlichen Änderungen in der Reihenfolge der Vorschriften des KWahlG: 

Das vor der Bundestagswahl 2017 in das Bundeswahlgesetz aufgenommene 
Verhüllungsverbot für die Mitglieder von Wahlorganen ,wird auch in das 
Kommunalwahlgesetz aufgenommen (§ 2; parallel Aufnahme in das LWahIG). 

Die Frist für die Möglichkeit zur Verringerung der Mandatszahl in Räten und 
Kreistagen wird einmalig für die anstehende Kommunalwahl bis zum 31. Juli ~019 
verlangert (§ 3;OJ:>ergC!ngsregelul1g in Artikel 2 § 1). , . 

Die 'allgemeinen Kommunalwahlen können auch im vorletzten Monat der I~ufenden 
Wahlperiode - September 2020 - durchgeführt werden (§ 14). ' 

, Die Stichtage für die Eintragung in das Wählerverzeichnis von Amts wegen, für die 
Einreichung von Wahlvorschlägen und für die Entscheidung über deren Zulassung 
werden:um einige Tage vorverlegt, um mehr Zeit für die Durchführung der Briefwahl 
zu schaffen (§§ 10, 15, 18, 19). . 

Die 'Sperrklausel in Höhe von 2,5 % ist nach den Urteilen des 
, Verfas~ungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-Westfalen (VGH NRW) vom 21. 
November' 2017 nur noch .tür die Wahl der Bezirksvertretungenundder 
Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr vorgesehen (§§ .33, 46a, 46j). 

Auf eine Annahmeerklärung der gewählten .Bewerberinnen und Bewerber wird 
künftig in Anlehnung' an die entsprechenden Vorschriften des Landes-' unq des 
Bundeswahlrechts im Sinne der Verfahrensvereinfachung verzichtet (§§ 35, 36). ' 

Die Regelungen über einen gemeinsamen ·Wahlvorschlag.,mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen 'für die Wahl von .Bürgermeistern und Landräten ~erden ergänzt (§ 
46d). ' 

In das KWahlG, wird ein neuer Abschnitt über die Wahl der Verbandsversammlung 
des Regionalverbands Ruhr aufgenommen, der die insoweit erforderlichen 
spezifischen Regelungen enthält (Abschnitt Vl.c, §§ 46f.bis 46k). 

C. Alternativen 

Zu der Beschränkung der Sperrklausel besteht - vorbehaltlich einer erneuten 
Befassung des Landtags und einem, Festhalten an der Sperrklausel auch für die 
Wahlen von Gemeinderäten und Kreistagen auf der Grundlage der vom VGH NRW 
geforderten neuen und tragfähigen Begründung - keine Alternative. Nach § 26 VGHG '. ' 
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werden Verfassungsorgane, Gerichte und Behörden durch Urteil~ des VGH NRW 
gebunden. 

Nach § 10 Abs. 2 Satz 4 RVRG trifft die näheren Vorschriften über die Wahl der 
Verbandsversammlung das KWahIG. Diesem Auftrag des Landesgesetzgebers wird 
durch den Gesetzentwurf entsprochen. 

Bei den' übrigen Änderungen könnte der bisherige Rechtszustand beibehalten und 
auf wünschenswerte Verbesserungen und Klarstellungen verzichtet Werden. 

D.Kosten 

Durch den Gesetzentwurf werden - abgesehen von etwaigem . Ersatz für 
Sachschäden bei" Mitgliedern von Wahlorganen (§ 2 Absatz· 9 KWahlG) - keine 
zusätzlichen Kosten verursacht. 

E. Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium des Innern. Beteiligt ist das Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung. 

F. Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

Keine; 

G. Finanzielle Auswirkung~n auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 

Keine. 

H. Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes' 

Keine. § 49 Absatz 1 KWahlG, wonach die Funktionsbezeichnungen dieses 
Gesetzes in weiblicher oder männlicher Form geführt werden, gilt unverändertfort. 

I. Befristung· 

Seit Aufhebung des § 52 KWahlG durch Artikel 1 des Neunten Gesetzes zur 
Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des' Ministeriums 

3 



für Kommuna!es vom ß. ß (GV. ~~ ist 
Berichtspfiicht entfallen. Kommunaiwahigesetz wird ohnehin jeweils vor den 
allgemeinen Kommunalwahlen vom für zuständigen ~v'!inisterium überprüft; 
für eliorderliche erachtete Anderungen werden nach Kabinettbefassung dem 
landtag zur Entscheidung vorgelegt. 

[ Synopse am Ende 1 
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ZW" '?\'I1!d]en.lilrjg KO!ll1ml)tnBi~V~f~tl'1[!9:es~~~jlzes 
Il.md weiterer wlS.hflreclhltlicher VO)l!"s(C:["uriiflte~l 

Der landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 
t\l1derung des Kommunalwalhllgesetzes 

Das Kommunaiwahlgesetz in der der Bekanntmachung vom 30 .. Juni 1998 
(GV. NRV\J. S. 454, ber. und 1999 70), das zuletzt durch Artikel 'I des 
Gesetzes vom Dezember 2016 (GV.NRW. 1052) geändeii worden ist, wird wie 
folgt geändert 

1. § "I wird wie folgt r",.:,c~nn 

Absatz 1 2 nach der ,,46e" ein Komma, Zeilen umbruch 
und die Wörter "der Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr nach 
Maßgabe der §§ 46f bis 46k" eingefügt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
"Das Wahlgebiet des Regionalverbands Ruhr erstreckt sich auf das Gebiet der 
dem Verband gemäß § 1 des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96) in der 
jeweils geltenden Fassung angehörenden Mitgliedskörperschaften." . 

. 2. § 2 wird wie folgt geändert: 
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Anschrifi, . 

Teiefonnurnmern und E-~Jlail·Adressen 
bisherige Mitvvirkung \Nahivorständen ausgeübte Funktion. 

Die betroffene Person über das Widerspruchsrecht vor der Verarbeitung ihrer . 
Daten schriftlich zu unterrichten." 

b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 
,,(8) Die Mitglieder derWahiorgane und ihre Stellvertreter dürfen in Ausübung ihres 
Amtes ihr nicht verhüllen." 

c)' . bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und folgender Satz wird angefügt: 
. "ihnen kann von der Gemeinde, im Falle der Beisitzer von Wahlausschüssen der 
Kreise auch vom zuständigen Kreis, für Sachschäden, die bei 
Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit erlitten haben, gewährt werden." 

§ '10 wird wie geändert: 

a) in 1 2 wird das Wort "fünfunddreißigsten" durch das Wort "zweiund-
vierzigsten" 
In Absatz 4 3 werden die 'Wörter 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: . 

Sperrvermerk" durch die \/\1 .. ,14'0, 

Im Textteil vor Buchstabe a werden nach demWort "verrichten" die Wörter "oder 
sonst die Verwaltungsführung ihres Dienstherrn oder Arbeitgebers inhaltlich . nicht 

beeinflussen können" eingefügt. 

Absatz 3 wird wie folgt geändert: . 

aa} In 1 werden die Wörter "die Annahme der V\fahl nur erklären" durch die 

Wörter "das Mandat nur ausüben" 
In 2 werden Wörter "die \Nahl angenommen hat" durch die 

"das " 

§ 14 

Die \lVahiper~ode 

neue 
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Komrnunalvlfahlen .... n ... ','""" ~rn laufenden VVahiperiode 

6. in § 15 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "achtundvierzigsten" durch das VlJor( 

"neu n u ndfü nfzigsten" 

. 7. § 18 wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort "neununddreißigsten" durch das Wort 
"siebenundvierzigsten" ersetzt. . 

b)ln 4 Satz 7 wird das Ware "einunddreißigsten" durch das Wort 

. "achtunddreißigsten" und das Wort "dreißigsten" durch Wort "sieben-
unddreißigsten" 

in § 19 1 wird das Wort "zwanzigsten" durch das Wort "siebenundzwan-
zigsten" ersetzt 

. 9. § Absatz 1 3 wird durch folgende Sätze ersetzt:. 
"Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich nach der Stimmenzahi, die die 
Parteien,Wählergruppen und Einzelbewerber bei der letzten Wahl zur Vertretung. 
des Wahlgebiets erreicht haben. Die übrigen Wahlvorschläge schließen sich in 
alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien, Wählergruppen und EinzeI­

bewerber an." 

10. In § Absatz 1 wird die Angabe ,,16" durch die Angabe ,,18" ersetzt. 

'I 'l. § wird folgt 

von 



In 2 wird \lVort 

12. § 35 Absatz "I wird wie folgt 

,,('1) Wahlleiter benachrichtigt durch Zustellung die in Wahlbezirken und aus 
den Reservelisten gewählten Bewerber die Feststellung nach § 34 Absatz 1." 

1 Nach § 35 wird Überschrift ;,5. Annahm'3erklärung" gestrichen, 

14. §36 wird wie folgt gefasst: 

Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft in der Vertretung mit der Fest­
stellung seiner Wahl nach § '1, nicht jedoch vor Ablauf der Wahlperiode 
der alten Vertretung. Wer die Annahme der Wahl im Wahlbezirk ablehnt, scheidet 
auch als Bewerber der Reserveliste aus." 

1 § wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz. 1 wird durch die Absätze 1 bis 5 ersetzt: 

,,(1) Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die Annahme der Wahl ablehnt oder 
wenn ein Vertreter stirbt oder sonst aus der Vertretung ausscheidet, wird der Sitz 
aus der Reserveliste der Partei oder Wählergruppe besetzt; für die der 
Ausgeschiedene bei der Wahl angetreten war. Ein späterer Wechsel des 

. Ausgeschiedenen zu einer anderen Partei oder Wählergruppe ist unbeachtlich. 

(2) An die Stelle des nach Absatz 1 Satz 1 Ausgeschiedenen tritt der für ihn in der 
Reserveliste benannte Ersatzbewerber, falls ein solcher nicht benannt ist, der in 
der Reserveiiste folgende nächste Wenn dieser Ersatzbewerber oder 
Bewerber 
abgelehnt hat, gilt 

Annahme 



Bei der unberücksichtigt bleibt Ersatzbevverber, aus~ 

schließlich für einen im VVahibezirk aufgeste~lten, aber dort nicht sondern 
über gewählten Bewerber benannt wurde. 

(5) nach Absatz 1 Satz 1 Ausgeschiedene bei der Wahl nicht als Bewerber 
einer Partei oder Wählergruppe angetreten oder ist deren Reserveliste erschöpft, 
bleibt ein frei gewordenerSitz unbesetzt. Die gesetzliche Mitgliederzahl der 
Vertretung vermindert sich entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6. 

'16. § 46a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt: 

,,(6) Für die Sitzverteilung zählt Wahlausschuss zunächst die für alle Listen-
wahlvorschläge abgegebenen gülligen Stimmen, nach Parteien und Wähler- . 
gruppen getrennt, zusammen (Gesamtstimmenzahl). Er stellt dann fest, welche 
Parteien und Wählergruppen weniger als Prozent der Gesamtstimmenzahl 
erhalten haben. Ustenwahlvorschläge, die weniger als Prozent Gesamt-
stimmenzahl erhalten haben, bleiben bei der Sitzverteilung für die Bezirksver-
tretung unberücksichtigt. Durch Abzug für diese Ustenwahlvorschläge 
abgegebenen Stimmen von der Gesamtstimmenzahi wird die bereinigte Gesamt­
stimmenzahl gebildet, die für die anschließende Sitzverteilung maßgeblich ist." 

b) Der bisherige Absatz 6wird Absatz 7 und in Satz 1 werden nach der Angabe. 
"Absatz 2" die Wörter "Satz 2 bis 8"eingefügt. 

17. § 46d wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

Ein gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Palieien oder VVähiergruppen 
muss von den für Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Parteien 
oder Wählergruppen sein und anschließend von allen Trägern 

Wahlvorschlags gemeinsam eingereicht Träger eines 
und 



Entscheidung über die Zulassung die Rücknahme des Wahlvorschlags, bleibt 
dieser als Wahlvorschlag der übrigen Träger oder des anderen Trägers erhalten." 

. b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst: . . 

,,(5) Sind an einem gemeinsamen Wahlvorschlag Parteien oder Wählergruppen 
beteiligt, die bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets Stimmen erhalten. 
haben, wird der gemeinsame Wahlvorschlag auf dem Stimmzettel aufgrund des .. 
Ergebnisses der Partei .oderWählergruppe eingereiht, die die höchste 
Stimmenzahl erreicht hatte. Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvorschlags 
weTdendte~Parteien oder Wät Iiergruppen aufdemStill1mzettel~m-der-Heihenfolge·· 
der Stimmenzahl bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets aufgeführt. 
Beteiligte Parteien oder Wählergruppen ohne Stimmen bei der letzten 

. . . 

VertretLi rigswah I folgen in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien 
oder Wählergruppen. Andere gemeinsame Wahlvorschläge werden auf dem. 
Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge nach d~n Wahl~orschlägen von Trägern 
mit Stimmen bei der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebiets berücksichtigt. 

. Maßgeblich für ihre Einreihung ist der Anfangsbuchstabe des Namens der Partei 
oder Wählergruppe, die in dem gemeinsamen Wahlvorschlag alphabetisch an . 
erster Stelle steht. Innerhalb dieses gemeinsamen Wahlvorschlags werden die 

.. Parteien oder Wählergruppen auf dem Stimmzettel in alphabetischer Reihenfolge 
der Namen der Parteien oder Wählergruppen aufgeführt." 

c)' Die bisherigen Absätze 5'und 6 werden die Absätze 6 und 7. 

18. Nach § 46ewird folgender Abschnitt "tc eingefügt: 

. . . 

"Vl.c Wahl d~rVerbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 

§46f 

Auf die Wahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr gemäß § 10 Absatz 1 und 2 d~s Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr finden die Vorschriften diese~ Gesetzes entsprechende 
Anwendung,' soweit sich nicht aus den §§ 46'g bis,46k oder aus dem Gesetz über 
den Regionalverband Ruhr etwas anderes ergibt. 

§46g 

(1) Wahlleiter für die Wahl der Verbandsversammlung im Wahlgebiet des 
Regionalverbands Ruhr ist der Regionaldirektor, stellvertretender Wahlleiter ist sein 
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r<"."",tö,"" im ßev;firbt Vertreter im um 
das Amt eines Bürgermeisters eines Landrats im \Nahlgebiet 
Regionaiverbands Ruhr, kann er seiner Aufstellung nichtVVahlieiter oder 
stellvertretender \Nahl!eiter für Wahl Verbandsversammlung 
Regionalverbands Ruhr sein. An seine Stelle tritt jeweiiige Vertreter im Amt. 

(2) Der Wahlausschuss für Wahl derVerbandsversammlung des 
Re.gionalverbands Ruhr besteht aus dem Wahlleiter nach Absatz 1 als Vorsitzendem 
und.zehn Beisitzern, die die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
wählt Eine Benennung oder Bestellung weiterer Mitglieder ist nicht zulässig. 

Die für die Wahl des Rates zuständigen Wahlvorstände und Briefwahlvorstände 
führen imWahlgebiet des Regionalverbands Ruhr auch die Wahl der 
Verbandsversammiungdes Regionalverbands Ruhr durch. 

(1) Unter Berücksichtigung der in § 10 Absatz 1 Satz 1 über 
Regionaiverband Ruhr Mitgiiederzahlfindet § 3 auf die Wahl 
Verbandsversammiung Regionalverbands Ruhr keine Anwendüng. 

(2) Wegen listenwahl aller Mitglieder nach §'IO Absatz 21 des 
v,;;,,,,l'<"I\O,<:> über Regionalverband Ruhr findet für die 

versammlung des Regionalverbands Ruhr eine Einteilung Wahlgebietes in 
Wahlbezirke nach § nicht statt. 

(3) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht überwiegend körperliche ArbeU 
verrichten oder sonst die Verwaitungsführung ihres Dienstherrn oder Arbeitgebers 
inhaltlich nicht beeinflussen können) im Dienst des Regionalverbands Ruhr können 
nicht gleichzeitig seiner Verbandsversammlung angehören. Gleiches gilt für Beamte 
und Arbeitnehmer, die im Dienst des Landes stehen und in einer staatlichen Behörde 
unmittelbar mit der Ausübung der allgemeinen Aufsicht oder der Sonderaufsicht über 
Gemeinden und Gemeindeverbände im Wahlgebiet Regionalverbands Ruhr oder 
über den Regionalverband Ruhr selbst befasst sind. Im Übrigen gilt § 13 
entsprechend. 

Landesverbands 
nächst-



vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass 
sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand j eine schriftliche 
Satzung und ein Programm hat. Dies gilt nichtfür Parteien, die die Unterlagen 
gemäß §·6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 4 des Parteiengesetzes bis 
zum Tage aer Wahlausschreibung ordnungsgemäß b,eim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. ' , 

(5) Der.Listenwahlvorschlag einer Partei oder.Wählergruppe im Sinne von Absatz 4 
Satz 2 muss von mindestens 250 Wahlberechtigten aus dem Wahlgebietdes 

RegiQnalverbßnds RuhrpersönHgh undh.ClI1~!>~l1riftJi2h unterz:~ic.brl~~_~irl: 

(6) Ein Bewerber für'dieWahl zur Verbandsversammlung des Regionf2llverbands 
Ruhr darf nur in einem Listenwahlvorschlag benannt werden. 

§46i' 

(1) Die Beschwerde gegen ei,ne Entscheidung des Wahlausschusses des 
Regionalverbands Ruhr ist an den Landeswahlausschuss nach § 9 Absatz 2 des 
Landeswahlgesetzes zu richten. 

. ' 

(2) Die Stimm:z;ettel für die Wahl der Verbandsversammlung des Regionalverbands 
Ruhr enthalten die für das Wahlgebiet zugelassenen Wahlvorschlage der Parteien 
und Wählergruppen mifden Namen der ersten fünf Bewerber. 

, . 

'. (3) Die Reihenfolge der Listenwahlvorschläge auf dem Stimmzettel richtet sich bei, 
der ersten Direktwahl der Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr nach 
der Stimmenzahl, die die Partei~n odeJ Wählergruppen bei der Wahl der 
Vertretungen der Mitgliedskörperschaften des Regionalverbands' Ruhr im Jahr 2014 
erreicht haben. Andere Listenwahlvorschläge schließen ,sich in alphabetischer 
Reihenfolge der Namen der Parteien oder Wählergruppen an. Bei nachfolgenden 
Wahlen gilt § 23 Absatz 1. 

§ 46j 

(1) Der Wahlausschuss des Regionalverbands Ruhr zählt zunächst die für alle 
Listenwahlvorschläge abgegebenen gciltigen Stimmen, .nach Parteien und 
Wählergruppen getrennt, zusammen (Gesamtstimmenzahl). Er stellt dann fest, 
welche Parteien und Wählergruppen weniger als 2,5 Prozent der 
Gesamtstimmenzahl erhalten haben. 

(2) Listenwahlvorschläge, die weniger als 2,5 Prozent der Gesamtstimmenzahl 
erhalten haben, bleiben bei der Sitzverteilung für die Verbandsversammlung 
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unberücksichtigt der für L!stenwahlvorsch~äg8 

der Gesamtstimmenz81h! wird Gesamtstimm8nzahl 
gebildet. 

(3) Den hiernach bei der Sitzverteiiung zu berücksichtigenden Parteien und 
V\fählergruppen werden nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung so viele von 
den 91 Sitzen zugeteilt, wie ihnen Verhältnis der auf ihren Listenwahlvorschlag 
entfallenden Stimmenzahl zur bereinigten Gesamtstirnmenzahl nach Absatz 2 
zustehen. Für die Berechnung geiten die Regelungen des § 33 Absatz 2 Satz 3 bis 8 
und Absatz 4 und 6 sinngemäß. 

(4) Der Wahlausschuss des Regionalverbands Ruhr stellt fest, wie viele Stimmen für 
die Listenwahlvorschiäge der Parteien und \Nähiergruppen abgegeben worden sind 
und welche Bewerber gewählt sind. 

(5) Ein Mitglied der Verbandsversammlung veriiert seinen auch durch Annahme 
der Wahl zum Regionaldirektor des Regiona!verbands Ruhr. 

§46k 

Sind in einer kreisangehörigen Gemeinde oder ~n Stadtbezirk einer kreisfreien 

Stadt im Wahlgebiet des Regionalverbands Ruhr Unregelmäßigkeiten der VVahl 
der Verbandsversammlung Regionalverbands Rühr im Sinne von § 40 Absatz 1 
Buchstabe b vorgekommen, ist die Wahl in dieser Gemeinde oder dem betroffenen 
Stadtbezirk zu wiederholen. Erstrecken sich die Unregelmäßigkeiten auf Gemeinden 
im Wahlgebiet mit mehr als der Hälfte der Wahlberechtigten, so ist die Wahl im 

ganzen Wahlgebiet zu wiederholen." 

. 19. In § 50 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort "fünf" durch das Wort "sechs" ersetzt. 

in § 5'1 Absatz 1 werden nach den Wörtern ,,§§ 46b bis 46d über die Wahl und 
Abvlfahl der und Landräte," \Nörter 

46f 
die \Nah~ Ruhr," 
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l}"j'tike!, :;!. 
Über91angs,lre!GJle!lJng!~n z'lJil'f'I ~(ommnJlrta!'\Ii{ah!ge~et'l 

iJil1id zm'tc'ommlLlllnalwah[ordll"iiLm~1 

§ 1 Zahl der Vertreter 

Für die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 können die Gemeinden und 
Kreise bis spätestens 31. Juli 2019 durch Satzung die Zahl der zu wählenden 
Vertreter um 4, 6, 8 oder 10, davon je zur Hälfte in_ Wahlbezirken, verringern. 
Zahl von 20 Vertretern da!i nicht unterschritten werden. 

§ :2 VV'alh! derr Vertreter für die VertreterversammhJing und der Bewerber für die 
\lVah! derr Verbai1ldisversammhll[l1g des Regio[l1alverbandles RUlnr im Jahr 2020 

Für die 'Nahl der Verbandsversammiung des Regionalverbandes Ruhr im Jahr 
. sind die Vertreter fürdie Vertreterversammlung und die Bewerber dem 1. 
2019 zu wählen . 

. (1) die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 richten sich die 
rungszahlen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1, § 4 Absatz 2 Satz 3 und § 15 Absatz 2 Satz 
3 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-VVestfalen nach der 
vom Landesbetrieb Information und Technik NRW(IT.NRW) halbjährlich 
fortgeschriebenen Bevölkerungszahl, welche 59 Monate nach Beginn der 
Wahlperiode veröffentlicht ist. 

(2) Die Zahl der Wahlberechtigten gemäß § 16Absatz 1 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen ist für die allgemeinen 
Kommunalwahlen im Jahr 2020 zum letzten Halbjahresstichtag, der Monate 
Beginn Wahlperiode nach dem Melderegister ermitteln. 

14 



,C~,rr~Uf{!Sl~ :3 
ßUt1J dienl Fig: Laui'u:lieSViI,fBl h ~gesetzes 

Das landeswahigesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. August 1993 
(GV. NRv\1, S. 6), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom Apri! 7 (Gv. 
NRV\f. S. 407) geändert worden ist, wird wie foigt geändert: 

1. § 11 Absatz 3 wird wie folgt9e;fasst: 

,,(3) Der Bürgermeister ist befugt, soweit die betroffene Person nicht widersprochen 
hat, folgende Daten geeignet erscheinender Wahlberechtigter zum Zweck ihrer 
erstmaligen Berufung zu Mitgliedern von Wahivorständen oder einer 
Berufung künftigen Wahlen zu verarbeiten: 

1. Name, 
Vom'ame, 

3. Geburtsdatum, 
Anschrift, 
Telefonnummern und E-Maii-Adressen und 

6. bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen und Funktion. 

V\fiderspruchsrecht vor der ihrer 

§ 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Wortlaut wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 
,,'(1) Die Mitglieder der Wahlorgane und ihre Stellvertreter dürfen Ausübung ihres 
Amtes ihr Gesicht nicht verhüllen." 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 

1 2 wird Wort "fünfunddreißigsten" durch VVort. 

4. !n § 45 Absatz:3 2 wird 
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Ali't~ke~ .4-
ßmderlUil1g des (Gese'i:zes ülbler den Regliol'1l;all~fell"bemd r'i!lkJihiJ 

§ 10 Absatz 2 4 des über den Regionalverband Ruhr in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Februar (GV. NRW. S. 96), das durch 

'Artikel 'I 'j des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV.NRW. 90) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

"Die näheren Vorschriften trifft das KommunCllwahlgesetz inder Fassung der 
Be~anntmachung vom 30. Juni 1988 (GV. NRW. S. 454, ber. 509 und 1999 S. 70) 
in der jeweils geltenden Fassung." 

Artikel 5 
~nkra.fttll'eten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung 'in Kraft.' 

Düsseldorf, den X. Monat 2019 

Die Landesregierung 
Nordrhein-:-Westfalen 
Der Ministerpräsident 

Armin Las ehe t 

Minister 
I-Icrho.r!'"!' Re u ~ 
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In Artikel 1 dieses Änderungsgesetzes werden die Vorschriften KWahlG im 
gebotenen Umfang aktualisiert und ergänzt. Änderungswüsche aus dem 
kommunalen Raum werden aufgegriffen. 

Nachdem der VGH NRW in acht Organstreitvertahren durch Urteile vom 2'i. 
November 2017 die auch in das KWah!G aufgenommene Sperrklausei in Höhe von 
2,5 % für die Wahlen der Gemeinderäte und der Kreistage als unvereinbar mit dem 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl befunden hat, muss die Sperrk!ausel im KWahlG 
bei der Sitzzuteilung aus der Reserveliste gestrichen und auf . Wahl der 
Bezirksvertretungen und der Verbandsversammlung. des Regionalverbands Ruhr 
beschränkt· werden. Die Streichung steht· unter dem Vorbehalt erneuten 
Befassung . des landtags und einem Festhalten an der Sperrklausei auch für die. 
Wahlen von Gemeinderäten und Kreistagen auf Grundlage einer vom VGH I\IR\N 
geforderten neuen und tragfähigen Begründung. 

Ein Schwerpunkt des Änderungsgesetzes liegt in der Verankerung sogenannten 
Direktwahi der Verbandsversammlung Regionalverbands Ruhr auch im KVVahIG, 

an(le:Sjaesel:za~aIJE~r durch zur 
nOf'iOI'l'C im Jahr 2015 beschlossen hat. Im Sinne der Übersichtlichkeit sind die 

insoweit einschlägigen besonderen Bestimmungen in einem neuen Abschnitt Vl.c 
zusammengefasst, der sich an die ebenfalls nachträglich eingefügten Abschnitte· 
"VLaWahl der Bezirksvertretungen" und "VLb Wahl der Bürgermeister und landräte" 
anschließt Im Einzelnen finden sich dort Regelungen zu Wahlorganen, Wählbarkeit, 
der Unterzeichnung von Ustenwahlvorschlägen, Stimmzettelgestaltung, Sperrklausel 
und WiederholungswahL 

Weitere Änderungen betreffen insbesondere das Verhüllungsverbot für Wahlorgane, 
den Wahltermin, darüber hinaus die Stichtage für Eintragung in das 
Wählerverzeichnis von Amts wegen, die Einreichung von Wahlvorschlägen und 
für die Entscheidung deren Zulassung, die Streichung der bisher erforderlichen 

Be\Nerber schließlich 
gemeinsamenVVahivorschläge 



. Sinne 
Vorschriften auf 

weitgehenden Übereinstimmung 
sieht Ari:ike!3 eine Anpassungen 

Zu den einzelnen Vorschriften: 

Zu Artikel 1· (Änderung des Kommunalwahlgesetzes) 

Zu Nummer 1(§ 1) 

Zu Buchstabe a) 
Anknüpfend an die bisherige Gesetzessystematik werden gemäß Absatz 1 Satz 2 
die Direktwahl Verbandsversammiung die 46f bis eingefügt, die 
in einem neuen Abschnitt VLc zusammengefasst sind. 

Buchstabe b) 
beschreibt - anders ais § "!5 Gemeindeordnung und § 14 Kreisordnung 

Gemeinden und - kein Regionalverbands Ruhr, 
zugleich Wahlgebiet sein könnte, sondern bestimmt· ausschließlich 
Mitgliedskörperschaften (§ 'I RVRG). Klarstellend bedarf es daher einer Festlegung 
des Wahlgebiets für die Wahl der Verbandsversammlung des RVR im KWahiG. 

Nummer :2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a) 
Die . Neufassung des Absatzes 6 über die Schaffung einer sogenannten 
Wahlhelferdatei trägt den Begrifflichkeiten in Artikel 4 der 
Datenschutzgrundverordnung der Europäischen Union (EU-DSGVO) Rechnung. 
Danach unter "Verarbeiten" auch das bisher im KWahlG gesondert 
"Erheben" "Speichern" Übrigen soll durch 

die Übersichtlichkeit vor 
war schon bisher 

die . für 
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2017 in § 10 Absatz 2 Satz 2 Bundeswahlgesetz (BWG) aufgenommene Regelung 
auch Gegenstand des.KW?1hIG. Die nach § 2 Absatz 3 gewählten bzw. nach Absatz 
4, berufenen Mitglieder von Wahlausschüssen' und Wahlvorständen müssen 
identifizierbar . sein. Sie dürfen während der Verhandlung, Beratung und 
Entscheidung in öffentlicher Sitzung ihr Gesicht nicht in einer Weise verhüllen! die die 
offene und zugleich vertrauensvolle Kommunikation behindert oder die unparteiische. 
Wahrnehmung ihres Amtes in Frage zu stellen geeignet ist. 

Zu Buchstabe c) 
Die ErgälJZ!JOll des bjsherigenAb~C31zes f3u~i~htir1u8nlehl'lungJ~!L§ 12 Satz 2 Lv\[ahiG 
vor, dass auch Sachschäden, die Mitglieder von Wahlausschüssen der Gemeinden 
oder Kreise oder von Wahlvorständen bei Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
erleiden, ersetzt werden könr:Jen. Ersatz für Körperschäden leistet ggf. die· 
Unfallversicherung~ Die Erweiterung der Vorschrift bringt die Wertschätzung für das 
ehrenamtliche Engagement zum Ausdruck .. 

Zu Nummer 3 (§1 0) 

Zu Buchstabe a) .. 
In Absatz 1 Satz 2 wird - in Anlehnung an. § 16 Absatz 1 Burideswahlordnung (BWO) 
- der Stichtag für .die Eintragung in das V\lählerverzejchnis von Amts wegen um eine 
Woche vom 35. auf den 42. Tag vor der Wahl vorverlegt. Dies lässt eine frühere 
Vers.endung vonWahl~enachrichtigungen mich' § 13 KWahlO und eine frühere 
Beantragung von Wahlscheinen zu. Bei ebenfalls Norgezogenen Stichtagen für die 
Einreichung und Zulassung .von VVahlvorschläg.en (vgl. Nr. 7 und 8) können .die 

. Stimmzettel früher gedruckt und als Teil der Briefwahlunterlagen versandt werden. 
Ziel ,dieser Maßnahmen ist es, den Gemeinden die Durchführung und den 
Wahlberechtigten die Ausübung der Briefwahl zu erleichtern und da~ Wahlrecht zu 
harl1,lonisieren. 

Zu Buchstabe b) 
Die Formulierung des Absatzes 4 Satz 3· wird an den Wortlaut des § 51 
Bundesrneidegesetz angepasst,. der den Begriff Auskunftssperre verwendet. 

Zu Nummer 4 (§ 13) 

. Zu Buchstabe a) 
Die Ergänzung in Absatz 1 Satz 1 dient der KlarsteIlung und soll 
Auslegungsprobleme '. vermeiden. Sie knüpft an ein Urteil des' 
Bundesverwaltungsgerichts vom 14. Juni..1017 (10 C 2.16) an, wonach ein bei einem 
Kreis beschäftigter Klinikpförtner Kreisrat (M.itglied des Kreistages) sein kann,obwohl' 
der Pförtner nicht überwiegend körperlich tätig ist. 
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Von der Unvereinbarkeitsvorschri'ft § -13 s~nd bisherigen \Nmi:laut des 
1 1 ausschHeßlich Arbeitnehmer ausgenommen, die Übe!1Niegend 

körperliche Arbeit verrichten. Nach Urteii Bundesverwaltungsgerichts darf 
der Gesetzgeber aber bei kommunalen Vei1retungsorganen nicht unterschiedslos 
alle anderen Arbeitnehmer von der V"ählbarkeit ausschließen. Vielmehr sei ein 
Ausschluss nur dann gerechtfertigt, wenn die Gefahr von !nteressenkollisionen, der 
Aii. 1 Grundgesetz (GG) begegnen woile,in ihrem Tätigkeitsbereich auch 
typischenl\leise bestehe. Das sei bei Arbeitnehmern wie einem Klinikpförtner nicht der 
Fall, bei denen ausgeschlossen sei, dass sie auf die Verwaltungstätigkeit ihres 
Arbeitgebers (hier eines Kreises) inhaltlich Einfluss nehmen können. 

Zu Buchstabe D) 
Das Absehen von der Annahmeerklärung in Absatz 3 Satz 1 korreliert ihrer 
Streichung in § 36. Zur weiteren Begründung wird die Ausführungen zu Nr. 14 
Bezug genommen. 
Auch in Absatz 3 Satz 2 wird wegen der Streichung Annahmeerklärung in§ 
nicht mehr auf die Annahme der Wahl abgestellt, sondern auf die Mandatsausübung. 

Zu Nummer 5 14) 

Nach der Übergangsregelung in Artikel 5 § 2 des zur Stärkung der 
kommunalen Demokratie vom Aprii 3 (G\!. NRW. 1 dessen Satz 2 durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung Kommunalwahlgesetzes und zur Änderung 
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 
564) angefügt wurde,endet die Wahlperiode der im Jahr. 2014 geWählten 
Vertretungen mit Ablauf des Tages vordem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 
2020·. gewählten Vertretungen .. Die Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten 
Vertretungen beginnt am 1. November 2020. 
Gemäß § 14 Absatz 2 Satz 1 bisheriger Fassung endet die Wahlperiode bei 
allgemeinen Wahlen mit Ablauf des Monats, in dem die Wahl stattgefunden hat. 

Die Gesamtschau aus spezieller Obergangsregelung und genereller Vorschrift in § 
14 ergibt, dass allgemeinen Kommunalwahlen nur im letzten Monat 
der \Nahlperiode - im Oktober können. Aufgrund 
der inzwischen auit den Zeitraum vom 'I 
Herbstferien erscheint Monat für die Durchführung von Kommunalwahlen 

die .... C>lrn"'Tlra'-.c.n 
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- d~e Ferienmitte .. l\lVah~orgardsation und 

· bee~nträchtigt. 

Dieses Problem würde prinzipiell bei künftigen Kommuna~w81hlen und im 
· Oktober liegenden Herbstferien wiederholen, da die Wahlperioden ab 2020 jeweils 
am -I. November beginnen und nach künftig wieder fünf jähriger Dauer (vgL § 
Absatz 1 Satz 'I Gemeindeordnung bzw. § 27 Absatz 1 Satz 1 Kreisordnung) am 310 
Oktober enden werden. 

Mit der Neufassung des § 14· Absatz 2 wird die Möglichkeit eröffnet, die 
Kommunalwahlen auch im vorletzten Monat der laufenden Wahlperiode 
durchzuführen. Die Neufassung ist mit dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs für 
das Land Nordrhein-Westfaien vom 18.02.2009 (VerfGH 24/08) vereinbar, wonach 

· zwischen Wahl und Konstituierung neu gewählter Volksvertretungen äußerstenfalls 
drei Monate liegen dÜiien. Dieses Zeitfenster würde sich z. B. bei einer ,Wahl Mitte 
September erst Mitte Dezember schließen, Im Übrigen muss gemaß § 47 Absatz "I 

2 Gemeindeordnung die erste Sitzung innerhalb von sechs Wochen 
nach Beginn der Wahlperiode am 'I. November stattfinden vgi. § 
Absatz 1 Satz 2 Kreisordnung). 

Zu Nummer6 1 

·In Absatz 1 Satz 1 wird der Stichtag für die Einreichung von VVahlvorschlägen vom 
48. auf den 59. Tag vor der Wahl (Donnerstag) vorverlegt. Diese moderate Änderung 
entspricht dem ebenfalls ab der nächsten Landtagswahl geltenden Stichtag in § 19 
Absatz 1 LWahIG. 
Die Vorverlegung soll in Verbindung. mit ebenfalls vorgezogenen· Stichtagen für die 
Zulassung von Wahlvorschlägen (vgl. Nr. 8)· einen früheren Stimmzetteldruck 
ermöglichen und damit den Kommunen die Durchführung und den Wahlberechtigten 
die Nutzung des Briefwahlverfahrens erleichtern. Zudem. werden Kommunal- und 
Landtagswahlrecht im Sinne einer einfacheren Rechtsanwendung vereinheitlicht 

Zu [\!ummer 7 (§ 18) 

Zu Buchstabe a} 
in 3 'I 
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von Nutzen, von bzw. vom VVahiieiter zu prüfen 
(§ -18 1 '1). 

Die Änderung ist an § 21 Absatz 3 1 lVVahlG Ab der kommenden 
Landtagswahl ist auch dort der i vor der als Stichtag für die 

. Entscheidung über die Zulassung der 'Wahlvorschläge durch die Wahlausschüsse 
vorgesehen. 

Zu Buchstabe b) 
Ais Konsequenz zu Buchstabe a) werden in Absatz 4 Satz 7 der Stichtag für die 
Beschwerdeentscheidungen des landeswahlausschusses vom 31. auf den 38. Tag 
(Donnerstag) und der Stichtag für Beschwerdeentscheidungen der Wahlausschüsse 
der Kreise vom auf den 37. Tag (Freitag) vor der Wahl vorgezogen. Spätestens 
im Anschluss an die Beschwerdeentscheidungen kann der Stimmzetteldruck erfolgen 
,und die Briefwahlunterlagen können versandt werden. Der durch die vorgezogenen 
Stichtage bewirkte Zeitgewinn beläuft sich demnach auf eine Woche: 
Auch diese Änderung findet ihre Parallele in § 21 Absatz 4 Satz 4 LWah!G. 

ZU] Nummer 8 (§ 19) 

Da die abschließende Zulassungsentscheidung über die Wahlvorschläge künftig 
spätestens am38.bzw. Tag vor der Wahl wird, kann 1 

Bekanntmachung Wahlvorschläge um eine Vi/oche 
aufden 27. Tag vor der Wahl (Montag) vorgezogen werden. 

Zu Nummer 9 (§23) 

Die Ersetzung des bisherigen Absatzes 1 Satz 3, die eine alphabetische Reihung 
neuer (sonstiger) Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel vorsieht und nicht mehr auf 

, deren Eingang abstellt, lehnt sich an § 24 Absatz 2 Satz 2 bis 4 LWahlG an. Die 
Reihung nach Alphabet stellt ein neutrales Kriterium dar, das ein dem Wahlverfahren 
nicht angemessenes Konkurrenzverhalten von Wahivorschiagsträgern ebenso 
vermeidet wie' Streitigkeiten darüber, ab wann Reserveliste oder 

, Wahibezirksvorschlag mit den erforderlichen gilt Der 
Reihung die Namen der nicht deren 

zugrunde. 
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(§ 36 Absati1 Satz 1. ßWG) die Eingangsfrist am Wahltag um 18 Uhr abläuft. Mit . 
einer einheitlichen Uhrzeit werden Irritationen bei den Wählerinnen und Wählern 
vermieden, die vor allem dann zu Tage treten,- wenn eine Kommunalwahl parallel mit 
einer anderen Wahl durchgeführt wird. Kommunen und Briefwahlv()rstände können 
sich auch bei der Kommunalwahl rechtzeitig auf den Fristablauf um 18 Uhr einstellen 
und dies bei den internen Abläufen berücksichtigen. 

Zu Nummer 11 (§ 33) 

Zu Buchstabe a) 
D.ie Ersetzung von Satz 2 bis 4 in Absatz' 1 durch einen neuen Satz 2 trägt den 
Urteilen des VGH NRW vom 21.11.2017 in acht Organstreitverfahren (VerfGH 21/16 
.' .... 

etc.) Rechnung, die von kleineren Parteien gegen die 2,5 %-Sperrklausel bei 
Kommunalwahlen initiiert wurden. Die Sperrklausel war durch das Gesetz zur 
Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-VVestfalen und wahlrechtiicher 

. Vorschriften (Kommunalvertretungsstarkungsgesetz) vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 442) in § 78. Absatz 1 Satz 3 Landesverfassung (LV) und § 33 Absatz 1 
aufgenommen worden. 
Der VGH NRW hat in seinen Entscheidungen festgestellt, dass das Recht der 
antragstellenden Parteien auf GleicHheit der Wahl aus Artikel 69 Absatz 1 Satz 2 LV 
in Verbindung mit Artikel 28 Absatz l' Satz 2 GG durch die Einführung einer 2,5 %-

. Sperrklausel verletzt sei, soweit diese für die Wahlen der Räte d~rGemeinden und. 
der Kreistage gilt. '. . 
Durch die klarstellende Änderung des Absatzes 1 wird der vor Einführung der 2,5 %-

'. Sperrklausel bestehende Rechtszustand für Räte und Kreistage wieder hergestellt. 
Parteien und Wählergruppen, die weniger als 2,5 % der Gesamtstimmenzahl 
erhalten haben, werden auch weiterhin bei' der Sitzverteilung 'berücksichtigt. Ihre 
Stimmen werden bei der Bildung der bereinigten Gesamtstimmenzahl mitgezählt, 
sofern für sie eine Reserveliste (nicht nur ein Wahlbezirksvorschlag) zugelassen 
worden ist. ' 

Zu Buchstabe b) . 
Bei der .Streichung der Verweisung auf Absatz 1 Satz 3 und 4 in Absatz 2 'Satz t 
handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a). § 33 Absatz 1 endet .künftig 
mit Satz 2. 
Die Einfügung des Wortes "bereinigten" vor "Gesamtstimmemzahl". dient lediglich der 
KlarsteIlung und ändert die Rechtslage nicht. 

Zu Nummer 12 (§ 35) 

Die Neufassung des Absatzes 1 korreliert mit der Streichung der Annahmeerklärung 
in § 36 (vgl. Nr. 15). Die in Absatz 1 geregelte Benachrichtigung der gewählten 
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Bewerber knüpft ausschließlich an die Feststellungen des Wahla!Jsschusses gemäß 
. § 34 Absatz 1 an, wie dies auch bei Landtags-und Bundestagswahlen derFall ist. 

Zu Nummer 13 (Abschnitt V, 5. Annahmeerklärung) 

Da auf die bisher in § 36 geregelte Annahmeerklärung künftig verzichtet wird, ist die 
Überschrift ,,5. Annahmeerklärung" im Abschnitt V zu streichen .. 

~-~-~-------- - . . 

Zu Nummer '1.4 (§ 36) 
.••........• ~._ ... __ ..•..... _-_.~-

--~ ..... _ .... ~_ ....•. 

Die Änderung sieht vor, künftig auf eine Annahmeerklärung . bei Wahlbezirks~ und 
Reservelistenbewerber(inne)n zu verzichten und für den Erwerb des Mandats allein 
auf die Feststellungen des Wahlausschusses nach § 34 Absatz 1 abzustellen. FOr . 
~en Mandatserwerb bei .Landtags- und Bundestagswahlen ist bereits seit längerem 

. eine Annahmeerklärung gegenüber dem jeweilszLJständigenWahlieiter nicht mehr 
erforderlich, sondern die Feststellung eines Wahlausschusses maßgeblich (§ 35 in 
Verbindung mit § 32 Absatz 2 oder·§33 Absatz 7 LWahIG; §41 Satz 1, §c42 Absatz 
2 Satz 1, § 45 Absatz 1 Satz 1 BWG). Der Verzicht auf die Annahmeerklän.ing 
bedeutet eine Vereinfachung des Verfahr~ns und eine Harmonisierung der 
wahlrechtlichen Vorschriften. 

Damit entfällt auch für gewählte Bürgermejster und . Landräte künftig eine 
Annahmeerklärung auf der Grundlage des KWahIG. Für ihre dienstrechtliche Stellung 
gelten nach § 65 Absatz 4 Gemeind~ordnung bzw. § 44 Absatz 3 Satz 2 
Kreisordnung .' jedoch die beamtenrechtlichen Vorschrift~n; Gemäß § 118 Absatz 3 
Satz 1 Landesbeamtengesetz wird, das Beamtenverhältnis mit dem Tage· der 
Annahme der Wahl, frühestens mit dem Ausscheiden des Vorgängers aus dem Amt, 
begründet (Amtsantritt) und bedarf keiner Ernennung. . 

Der bisherige, die Annahmeerklärung eines Beamten oder Arbeitnehmers im Sinne 
von §13 Absatz 1 Satz 1 regelnde Absatz 2 kann entfallen, nachdem auch in § 13 . . 

Absatz 3 Satz 1 und 2 nicht mehr auf eine Annahmeerklärung der Betroffenen, 
sondern auf die Ausübung des Mandats' abgestellt wird (vgl. die Änderung unter Nr. 4 
b» . 

. Zu Nummer 15 (§ 45) 

Zu' Buchstabe a) 
Der Inhalt des bisherigen Absatzes 1 wird iinSinne einer besseren Verständlichkeit 

I . 

in den neuen Aosätzen 1 bis 5 wiedergegeben und wie folgt geordnet: 
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"'-H",_"""'!"f_ 'j benennt aus ein 
oder Vertreter ersetzt wird. 
Absatz 2 bestimmt, wer grundsätzlich aus der Reserve!iste nachfolgt 
'(Ersatzbewerber oder nächst folgender Be'werber). 
Absatz 3 benennt als Ausschlusstatbestand insbesondere Ustenbewerber, die aus 
der Partei oder Wählergruppe ausgeschieden sind, für die sie bei der Wahl kandidiert 
hatten, oder die die Annahme der Wahl abgelehnt haben. 
Absatz 4 definier~ einen weiteren Ausschiusstatbestand für Ersatzbewerber, die 
ausschließlich für einen im Wahlbezirk aufgestellten, aber dort nicht direkt gewählten 
Bewerber aufgestellt wurden. _ 
Absatz 5 regelt das Ausscheiden von Einzelbewerbern und Erschöpfung der 
ReserueHste (keine Nachbesetzung). ' 

Zu Buchstabe b) 
Derbisherige Absatz 2 wird als Folgeänderung neuer Absatz 6. 

Zu Nummer 16 (§ 46a) 

Zu Buchstabe a} 
Nach den Urteilen des VGH NRW vom .11 7 hat die in Artikel Absatz 1 
3 lV enthaltene %-Sperrklausei für die Wahlen der Bezirksvertretungen und 
Verbandsversammlung des RVRBestand. Gemäß Artikel 78 f Satz 4LV 
bestimmt das KWahlG die weiteren Einzelheiten. 
In § 460. ist daher ein neuer Absatz 6 einzufügen, der die Vorgehensweise bei der 
Sitiverteilung und dabei die Nichtberücksichtigung von Listenwahlvorschiägen regelt, 
die weniger als 2,5 % der Stimmen erhalten ,haben. ,Diese Stimmen können bei der 
bereinigten Gesamtstimmenzahl, die für die anschließende Sitzverteilung in der 
Bezirksvertretung maßgeblich ist, nicht mitgezählt werden. 

Zu Buchstabe b) 
Folgeänderung zu Buchstabe a) mit einer Präzisierung der Verweisung auf die aus § 
33 Absatz 2 entsprechend heranzuziehenden Regelungen. 
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Die Sätze 3 und 4 behandeln die Rücknahme oder Änderung eines gemeinsamen· 
Wahlvorschlags. Da für e.inen Wahlvorschlag ein Wahlvorschlagsträger ausreicht, 
bleibt dieser erhalten, wenn wenigstens eine Partei oder Wählergruppe den 
.Wahlvorschlag aufrecht erh~lt. 

·Zu Buchstabe b) 
Der bisherige Absatz 4, der die Reihung der gemeinsamen Wahlvorschl~ge auf dem 
Stimmzettel regelt, wird Absatz 5 und auch im Siiuie einer besseren Verständlichkeit . 
neu gefasst. 
Nach.Sa~1 .. i$t für di~R~jhl.Jml inn~rhcllt>ClJI~r VYahlvorschläge~LJnä~b~t}l1aßg~!>n9hL 
ob an dem gemeinsamen Wahlvorschlag Parteien oder Wählergruppen beteiligt sind, 
die bei der letzten Vertretungswahl Stimmen erhalten haben. Der. gemeinsame· 
Wahlvorschlag wird dann auf dem Stimmzettel nach der beteiligten Partei oder 
Wählergruppe mit· der höchsten Stimmenzahl eingereiht. Innerhalb dieses 

. Wahlvorschlags werden die P.arteien oder Wählergruppen nach Satz 2 ebenfalls 
nach ihrer Stimmenzahl bei der letzten Vertretung·swahl und danach alphabetisch 
aufgeführt. 
Nach Satz 3 werden auf dem Stimmzettel nach allen Wahlvorschlägen von Trägern 

· mit Stimmen .bei. der letzten Vertretungswahl auch andere gemeinsame· 
W~hlvorschläge - d. h. von Parteien oder W-ählergruppen ohne Stimmen bei der· 
letzten Vertretungswahl - wiederum in alphabetischer Reihenfolge berücksichtigt, und 
zwar nach dem Namen der Partei oder Wählergruppe, die. in dem gemeinsamen 

· Wahlvorschlag alphabetisch an erster Stelle steht. Nach Satz 4 werden innerhalb 
. eines solchen gemeinsamen Wahlvorschlags die Parteien oder Wählergruppen 
ebenfalls alphabetisch abgebildet. 
Die hier getroffenen Regelungen basieren auf den in §23 Absatz 1 festgelegten 
Grundsätzen zur Reihung von Wahlvorschlägen auf dem Stimmzettel. 

. . . 

Zu Buchstabe c) 
Folgeänderungzu Buchstabe a) und b) ohne inhaltliche Auswirkungen. 

) 

· Zu Nummer 18 (AbschnittVI.c·-neu -) 

Zu § 46f 

Die erste Vorschrift des neu eingefügten Abschnitts Vl.cfür die Wahl der 
Verbandsversammlung des RVR greift die Regelungen des § 1 0 Abs~tz fund 2 
RVRG auf und· erklärt die allgemeinen Vorschriften des KWahlG für anwendbar, . 
soweit sich nicht aus den speziellen BestimrilUngen der §§ 46g bis 46k oder aus dem 
RVRG etwas anderes ergibt 
Da es nach § 10 Absatz 3 RVRG auch beratende Mitglieder der Verbands­
versammlung gibt, ist hier auf die stimmberechtigten Mitglieder abzustellen. 
§ 46f ist regelungstechnisch an §§ 46a und 46b.angelehnt. 
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§46g 

Die Absätze 1 und 2 enthalten spezifische Regelungen zu den· Wahiorganendes 
RVR, da die Vorgaben § 2 zur Person Wahlleiters und zur 
Zusammensetzung des Wahlausschusses gemeinde- btw. kreisbezogen sind. 
Die . in Absatz 2 1 mit zehn Beisitzern definierte Größe des RVR-. 
Wahlausschusses ohne Variationsmöglichkeit erscheint im Vergleich zu § 2 Absatz 3 

1 angemessen,_wenn insbesQn(j~r.t3die Zahl von~inwohnern und 
Wahlberechtigten im Verbandsgebiet berücksichtigt wird. 
Absatz 3 findet seine Parallele in § 46a Absfitz 

Zu §46h 

. Absatz 1 regelt mit Blick auf vom Gesetzgeber in 10 Absatz 1 1 RVRG ' 
festgelegten 91 Mitglieder, es bei der Verbandsversammlung 
Regiona!verbands Ruhr keine Möglichkeit zur Verringerung der Mandatszahi wie § 
3 gibt. 
Absatz 2 verdeutlicht, dass für Gemeinde- und Kreisgebiete in § 4 
Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke-für Wahl Verbandsversammlung-

entfällt, Mitglieder der § 1 0 2 
RVRG ausschließlich durch Listenwahlbestimmtwerden. 
Absatz 3 Sätze 1 und 2 passen dieinkompatibilitätsvorschriften des § 13 Absatz 1 
Buchstabe a) und b) an die Verhältnisse des RVR an. 
Die in Absatz 4 Satz t enthaltene Regelung. zur Unterzeichnung. des 
Listenwählvorschlags geht davon aus, dass eine speziell für das Verbandsgebiet des 

. RVR-zuständige Leitung von Parteien oder Wählergruppen im Sinne-des § 16 Absatz 
1 Satz 2 nicht existiert, da Parteien und Wählergruppen regelmäßig nicht RVR­
bezogen organisiert sein dürften. Da das Verbandsgebiet Teile des Rheinlands und 
Westfalens umfasst, bietet sich für Parteien eine Regelung wie in § 20 Absatz 1 Satz 
1 Landeswahlgesetz an, wonach grundsätzlich der Vorstand. des Landesverbands 
den Ustenwahlvorschlag zu unterzeichnen hat. 
Absatz 4 S~tze 2 und 3 übertragen dEm Inhalt § 16 3 in Verbindung mit § 
15 Absatz 2 2 sinngemäß den RVR.: Bei 
Verbandsversammiung, Landtag oder im 
Gebieten) müssen Nachweise über einen Vorstand, 

§ 



Da der Ruhr Mimonen etwa -I 
Millionen Einwohner Landes aufvveist, erscheint eine Unterstützung durch 
mindestens V\fahlberechtigte sachgerecht, da nur ernsthafte Wahlvorschläge mit 
einem gewissen Rückhalt in der V\lahlbevölkerung zur \Nahl werden 
saUen. 
Absatz 6 orientiert sich an l'il 15 Absatz 3 

'-' . 
3 und dient der KlarsteIlung. 

Zu § 46i 

- ---

Absatz 1 stellt in Anlehnung an § 18 Absatz 43 klar, dass Beschwerden gegen 
Entscheidungen des Wahlausschusses des RVR an den Landeswahlausschuss zu 
richten sind. 
Absatz 2 modifiziert §. 23 Absatz 1 wonach die ersten 3 Bewerber der 
Reservelisten auf dem Stimmzettel abzubilden sind. 
Die in 3 Satz 1 vorgesehene Regelung über Reihung . der 

. Ustenwahlvorschläge auf dem Stimmzette! ist für die Direktwahl der 
Verbandsversammlung anstelle §. Absatz 1 erforderlich, da nicht auf 

. Ergebnis einer vorherigen (Direkt-)Wahi dieser Vertretung zurückgegriffen werden 
kann. Stattdessen so!1 einmalig auf Stimmenzahl abgestellt werden, die der 
VVahlvorschlagsträger bei der Wahl Vertretungen der· RVR-
Mitgiiedskörperschaften insgesamt erreicht hat Ustenwahlvorschläge 
schließen wie in Reihenfolge an. 

Zu § 46j 

Abgesehen von der Festlegung der Verhältniswahl in § 10 Absatz 2 Satz 1 enthält 
das RVRG keine Vorgaben zur Sitzverteilung in der Verbandsversammlung, sodass 
die entsprechenden Bestimmungen im KWahlG geiten oder spezifische Regelungen 
zu treffen sind. 
Nach den Urteilen des VGH NRW vom 21.11.2017 hat die in Artikel 78 Absatz 1 Satz 
3 LV enthaltene 2,5 %-Sperrkiausel für die Wahlen der Bezirksvertretungen und der 
Verbandsversammlung des RVR Bestand. Gemäß Artikel 78 1 Satz 4 LV . 
bestimmt das KWahlG die weiteren Einzelheiten. 

'j regelt 
anschließend 
2,5 % der Stimmen 

2 "'01"1",<:,,.., 

Erm~tt!ung 
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8 und 4 und 6 vor. § 
3 Überhangmandate) und 5 ~assen sich auf Listenwahl zur RVR-
Verbandsversarnmlung nicht übertragen. 
Absatz 4, wonach der Wahlausschuss des RVR das \/Vah!ergebnis und die 
gewählten Bewerber feststellt, tritt an die Stelle von § 34 Absatz 1. 
Die Regelung über den Mandatsverlust in Absatz 5 an § Nr. 6 angelehnt 

Zu § 46k 

Es handelt sich um eine spezielle Regelung im Hinblick auf § 42 Absatz 1 .. 
Für die reine Listenwahl der Verbandsversammiung im VVahlgebietdes RVR sind die 
Wahlbezirke der Gemeinden und Kreise irrelevant (vgi. § 46h Absatz 2) und daher 

. als Bezugsgröße einer Wiederholungswah! ungeeignet Die Systematik des § 
'I - Unregelmäßigkeiten im StimmbezirklWiederholungswahl im VVahibezirk 

und Unregelmäßigkeiten in mehr als Hälfte der WahibezirkelWiederhoiungswahl 
im ganzen \Nahlgebiet - passt folglich hier nicht. 
Im Maßstabsvergrößerung und zugleich einer Begrenzung der 
Wiederhoiungswah! bietet es sich an, im Wahlgebiet des RVR auf 
kreisangehörige Gemeinden und Stadtbezirke kreisfreien Mitgiiedsstädte nach § 

Gemeindeordnung und danach auf das Verbandsgebiet abzustellen. 
Auch diese Regelung nicht zur dass Unregelmäßigkeit zu 

Wiederhoiungswahl im Gemeindegebiet oder führt. Nach § 40 
Absatz 1 Buchstabe b) eine Wiederholungswah! Unregelmäßigkeiten voraus, 
die für die Zuteilung der Sitze aus den Ustenwahlvorschlägen von entscheidendem 
Einfluss gewesen sein können. (mandatsrelevante Wahlfehler in einer Kommune im 
Wahlgebiet). 

Zu Nummer 19 (§ 50) 

Die Erhöhung der maximal zulässigen Anzahl Geburtsjahresgruppen von fünf auf 
sechs bei repräsentativen Statistik zur Stimmabgabe nach Absatz 2 Buchstabe b) 
steilt sicher, dass die jüngste Altersgruppe ,,16 etwa Jahre" bei den 
Kommunalwahlen bei anderen VVah!en üblichen Altersgruppe ,,18 bis etwa 

möglichst ähnlich ist, wo für die '18 
liegt § 4- 4 für Bundestags- und Europawahien geitenden 

c;;::tl;a.c:..",,;::r, sieht höchstens vor. 
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Einfügung der Verbandsversamrniung \={uhr 
ermögiicht in· Kommunaivvahlordnung Regelungen 
Durchführung auch dieser VVahi bei Bedarf aufzunehmen. 

Zu A!1ilker: :2. (Übergangsregelungen zum Kommunalwahigesetz und zur 
Kommunalwahlordnung) 

Zu § 1 (Zahl der Vertreter) 

Die Übergangsregelung dient dazu, die gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 fünfundvierzig 
Monate nach Beginn der Wahlperiode (1. Juni 2014) 131m 28. Februar 2018 
abgelaufene Frist zur Verringerung der Zahl der Veiireter in Gemeinderäten und 
Kreistagen bis zum üblichen Abstand von fünfzehn Monaten vor Ablauf der 
VVahlperiode - bis zum 31" Juli 201 9 - zu verlängern. 
§ 3 2 2 stellt auf die grundsätzliche Dauer der VVahlperiode 
Monaten ab. Die aktuelle V\lahiperiode sich jedoch ausnahmsweise auf 77 
Monate. Bei einem Abstand von 15 Monaten zu der 131m 3'1. Oktober endenden 
WahlperiodeergilJt sich als Termin der 31. Juli 1 

Zu § 2 (Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung und der Bewerber für die 
Wahl derVerlJandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr im Jahr 2020) 

Die· Festlegung des frühestmöglichen Zeitpunkts für die Wahl der Vertreter für die 
Vertreterversammlung und der Bewerber bezogen auf die Wahl der RVR .. 
Verbandsversammiung entspricht der Regelung in Artikel 5 § 2 des Gesetzes zur 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes . und zur Änderung kommunaiverfas­
sungsrechtlicher Vorschriften vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 564), der sich nach . . 

seinem Wortlaut ausschließlich auf die allgemeinen Kommunalwahlen 2020 
erstreckt, zu denen die Wahl der RVR-Verbandsversammlung nach bisherigem 
Verständnis jedoch nicht gehört. 
Materieilrechtlicher Anknüpfungspunkt 

von einer 
Beginn Wahlperiode 

in beiden § '17 
V\fahlperiode -

Wahlperiode für Vertreter- und UstenbewerberNahl 
'L 

Zu § 3 von 

4 KWahiG, 
den 



Auch diese Übergangsregelung verfolgt das Ziel, die auf eine Wahlperiode von 60 
Monaten ausgerichteten Termine rn § 78 Absatz 1 Satz· 1 und Absatz 2 Satz 1 
Kommunalwahlordnung (KWahlO) an die aktuelle, ausnahmsweise· 77 Monate lange 
Wahlperiode anzupassen. 
§78 Absatz 1 KWahlO definiert die B~völkerungszahlen, die für dje Ermittlung der 
Rats- bzw. Kreistagsgrößen nach § 3 Absatz 2· Satz 1· KWahlG, die 
Wahlbezirksabgrenzung nach § 4 Absatz 2 Satz 3 KWahlG und. die Zahl der .. . 

Unterstützungsunterschriften für .Wahlbezirksvorschläge nach § 15 Abs. 2 Satz 3 
KWahlG maßgeblich sind, und stellt dabei auf den Zeitpunkt 42 Monate nach Beginn 

der \I\I()~~lperi2~e a~ .. Qie qb_~~gangsre~el~.D~L~~thält~~i~~einl11ali~e Ve~I~_ng~~~~~~_ 
um 17 auf 59 Monate nach Beginn der Wahlperiode. .. 
§ 78 Absatz 2 Satz 1 KWahlO betriffl die Ermittlung der Zahl der Wahlberechtigten im. 
Hinblick auf die Zahl der Unterstützungsunterschriften, die nach § 16 Absatz 1 Satz 3 
KWahlG .gegebenenfal,ls beigebracht werden müssen. Auch insoweit findet eine 
einmalige Anpassung des Termins von 45 um 17 auf 62 Monate ab Beginn der 
Wahlperiode statt. 

Zu Artikel 3 (Änderung deslandeswahlgesetzes) 
. '. . 

Zu Nummer 1 (§ 11) 

. Die Neufassungdes § 11 Absatz 3 über die Schaffung einer sog. Wahlhelferdatei 
entspricht der Neufassung des § 2 Absatz 6 KWahlG, so· dass insoweit .auf die 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a) verwiesen werden kann. 

~uNummer 2 (§ 12) 

Zu Buchstabe a) 

Di.e Änderung sieht ein Verhüllungsverbot für die Mitglieder von Wahlorganen auch 
bei d~r Landtagswahl vor. Es gilt die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b . 
entsprechend. 

Zu Buchstabe b) 

Folgeänaerung zu Buchstabe a).· 

Zu Nunimer 3 (§ 16) 
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.1 

. Die Änderung zieht den Stichtag für die Eintragung in das Wählerve~zeichnis von 
Amts wegen vom 35. auf dEm 42. Tag vor der Wahl vor .und ha~monisiert die für die 
Landtagswahl einschlägige. Bestimmung mit den Regelungen des Kommunal- und 
des Bundeswahlrechts (§ 10 Absatz 1 Satz 1 KWahlG bzw. § 16 Absatz 1 
BLindeswahlordnung). Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a) wird . , 

Bezug genommen. 

Zu Nummer 4 (§ 45) 

Die Erhöhung·der maximal zulässigen Anzahl der GeburtsjahresQfuppen von fünf auf 
sechs bei der repräsentativen Statistik zu~ Stimmabgabe nach Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe b) gewährleistet, dass die Altersgruppen bei allen Wahlen in 
vergleichbarer Weise. festgelegt· werden können, da nach § 4 Satz 4 
Wahlstatistikgesetz auch bei Bundestags- und Europawahlen höchsten sechs 
Geburtsjahresgruppen gebildet werden können und. dies künftig ·auch für 
Kommunalwahlen vorgesehen ist (vgl. Artikel 1 Nr: ?O).· . 

Zu Artikel 4 (Gesetz über den Regionalverband Ruhr) 

. Die Neufassung des § 10 Absatz 2 Satz 4 dynamisiert die bisher· statische 
. Verweisung auf das KWahlG, so dass auf die jeweils· geltende Fassung des KWatllG 
mit den sukZessiv eintretenden Änderungen· abgestellt wird . . 

Zu ArtikelS (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift bestimmt als Zeitpunkt des Inkrafttretens den Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes. 

~ .. , 
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Gegenüberstellung. 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Gesetz zur Anderung des 
Kommunalwahlgesetzes und weiterer 

wahlr~chtlicher Vorschriften 

Artikel 1 

Änderung des Komnfunafwahlgesefzes 

Das Kommunalwahlgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
'(GV. NRW, S. 454, ber. S. 509. und 1999 S. 
70), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset:z;es 
vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW~ S. ,1052) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach der 
Angabe, ',,46e" ein Komma, ein 
Zeilenumbruch und die Wörter lIder 
Verbandsversammlung des Regional­
ve'rbandes Ruhr nach Maßgabe der 
§§ 46f bis 46k" eingefügt. 

b) Dem Absatz 2· wirp folgender Satz 
angefügt:' 

"Das Wahlgebiet des Regional­
verbands Ruhr erstreckt sich auf das 
Gebiet d~r dem Verband gemäß § 1 
des '~esetzes über den Regional­
verband Ruhr in der Fassung der 

" Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 
.(GV. NRW. S. 96) in der, jeweiligen 
Fassung angehörenden Mitglieds­
körperschaften ." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: ' 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: ' 

Auszug aUS den geltenden 
Gesetzesb~$timmungen 

Kommunalwahlgesetz 

§1 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Wahl der 
folgenden Vertretungen: ' 

des Rates in den Gemeinden, 
de,s Kreistages in den Kreisen. 

Es gilt darüber hinaus für die Wahl 
, der Bezirksvertretungen nach Maßgabe 
des § 46a, 
der Bürgermeister und Landräte nach 

, Maßgabe der §§ 46 b bis 46 e. 

(2) Das Gebiet der Körperschaft, deren 
Vertretung , gewählt 'wird, bildet das 
Wahlgebiet. 

,,(6) Der Bürgermeister ist befugt, soweit (6) Der Bürgermeister ist befugt, 
, die i::!etroffene Person' nicht personen bezogene Daten von 

widersprochen hat, folgende Daten Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung 

1 
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I 
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geeignet 
Wahlberechtigter zum Zweck ihrer 
erstmaligen Berufung zu Mitgliedern von 
Wahlvorständen oder erneuten 
Berufung bei künftigen Wahlen zu 
verarbeiten: 

1. Name, 
2. Vorname, 
3. Geburtsdatum, 
4. Anschrift, 

Telefonnummern und E-Mail­
Adressen und 

6. bisherige Mitwirkung in 
Wahlvorständen und 
ausgeübte Funktion. 

Die betroffene Person ist über das 
Widerspruchsrecht vor der . 
Verarbeitung ihrer Daten schriftlich 
zu unterrichten." 

Zu 
Daten von 

Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 
Wahlvorständen . geeignet sind, auch für 
künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern 
der Betroffene . der Verarbeitung nicht 
widersprochen Der Betroffene ist über 
das Widerspruchsrecht schriftlich zu 
unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende 
Daten erhoben und verarbeitet werden: 
Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, 
Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu 
einem Mitglied der Wahlvorstände und die 
dabei ausgeübte Funktion. 

b) Nach, ·\U~'''' .. , .. 7 wird folgender 
eingefügt: 

8 (7) Niemand darf in mehr ais einem 

,,(8) Die Mitglieder der Wahlorgane und 
ihre Stellvertreter dÜlien in Ausübung 
ihres Amtes ihr Gesicht nicht verhüllen." 

c) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 
und folgender Satz wird angefügt: . 

. "Ihnen kann von der Gemeinde, im Falle 
der Beisitzer von Wahlausschüssen der 
Kreise auch vom zuständigen Kreis, 
Ersatz für Sachschäden, die sie bei 
Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
erlitten haben, gewährt werden." 

3. § 'I o wird wie folgt geändert 

'I 2 wird 
"fünfunddreißigsten" durch 
"zwelundvierz~gsten" "",,"C,:>t7f 

Wahlorgan Mitglied für 
des Bürgermeisters oder des Landrates 

können nicht Mitglied des Wahlausschusses 
der Kreises oder eines 
Wahivorstandes sein. Andere Wahlbewerber 
dürfen nicht Mitglied Wahlvorstandes 
in Wahlbezirk in dem sie 
aufgestellt sind (Wahlbezirl<sbewerber) 
ihre Wohnung haben Reserve liste n 
aufgestellte Bewerber). 

(8) . Die Beisitzer in den Wahlausschüssen 
und . Wahlvorständen sOwie die 
Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter üben 
eine ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf die 
sinngemäß die allgemeinen Vorschriften des 
kommunalen Verfassungsrechts mit 
Ausnahme der Vorschriften Über 
Ausschließungsgründe Anwendung finden. 

§ 10 
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b) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter 
"ein Sperrvermerk" durch die Wörter 
"eine Auskunftssperre" eßetzt 

Meldebehörde gemeld~ten 
Wahlberechtigtem, Wahlberechtigte zur, 
Kreiswahl, die bisher eine Wohnung in einer 
anderen kreisangehörigen Gemeinde 
desselben Kreises gehabt haben,' nach dem 
16. Tag vor der Wahl zuziehen und vor der 
Wahl bei der Meldebehördegemeldet sind, 
werden von Amts wegen für die Kreiswahl in 
das Wählerv~rzeichnis eingetragen. 

(4) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an 
den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor 
. aermWa1T1 'währendmml:feru . allgenleinen 
Öffnungszeiten der Gemeindebehörde die 
Richtigkeit oder VOllstandigkeit der zu seiner 
Person im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Daten zu prüfen. Zur Überprüfung der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen haben 
Wahlberechtigte während des in Satz 1 
'genannten Zeitraumes nur dann ein 'Recht 

, auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn 

, 4, § 13 wird wie folgt geändert: 

,sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen 
sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des ,Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
®Das Recht zur Überprüfung gemäß Satz 2 
besteht nicht hinsichtlich der, Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Melderegister 
ein Sperrvermerk gemäß § 51 des 
Bundesm~ldegesetzes vom 3., Mai 2013 
(BGBI. I S. 1084) in der jeweils geltenden 
Fassung eingetragen ist. 

§ 13 

a) Absatz 1 Satz 1 wird 
geändert: 

wie folgt (1) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie 

Im Textteil vor Buchstab,e a werden 
nach dem Wort "verrichten" die Wörter 
"oder sonst die Verwaltungsführung 
ihres Dienstherrn oder Arbeitgebers 
inhaltlich nicht beeinflussen können" 
eingefügt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:' 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "die 
Annahme der Wahl nur erklären" 
durch die Wörter "das Mandat nur 

nicht überwiegend körperliche Arbeit 
verrichten), die im Dienst einer der in den 
Buchstaben abis e genannten 
Körperschaften stehen, können, in den 
folgenden Fällen nicht gleichzeitig einer 
Vertretung angehören: 

a) Sie können nicht der Vertretung ihrer 
Anstellungskörperschaft angehören. 

(3) Werden Beamte oder Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes gewählt, die gemäß 
Absatz '1 an der. gleichzeitigen Zugehörigkeit 
zur Vertretung gehindert sind, so können sie 
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in 2 werden die Wörter "die 
Wahl angenommen haf' durch die 
Wörter "das Mandat ausübt" 
ersetzt. 

5. § '14 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

Die Wahlperiode endet 
allgemeinen Kommunalwahlen nach fünf 
Jahren. Die neue Wahiperiodebeginnt 
am ersten Tag des "folgenden Monats. Die 
allgemeinen Kommunalwahlen finden im 
vorletzten oder letzten . Monat der 
laufenden Wahlperiode statt." 

6. In § 15 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
"achtundvierzigsten" durch das Wort 
"neunundfünfzigsten" ersetzt. 

7. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In 3 Satz 'j wird das WOIi 
"neununddreißigsten" Wort 

Wahl nur vverm 
Beendigung ihres. Dienstverhältnisses 

nachweisen. a>Steilt der Wahlleiter 
nachträglich fest, dass ein Bewerber 
Wahl angenommen hat, obwohl er nach 
Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit 
zur Vertretung gehindert war, und weist der 
Vertreter nicht innerhalb einer Frist von einer 
Woche nach. Zustellung der nachträglichen 
Feststellung . die Beendigung seines 
Dienstverhä!tnisses nach, so scheidet er mit 
Ablauf der Frist aus der Vertretung aus. Den 
Verlust der - Mitgliedschaft stellt der 
Wahlleiter fest. 

§14 

(2) Die Wahlperiode endet allgemeinen 
Wahlen mit Ablauf des Monats, in dem die 
Wahl stattgefunden hat Die neue 
Wahlperiode beginnt am ersten Tag des 
folgenden Monats. 

§15 

(1) Beim Wahlleiter können bis. zum 
achtundvierzigsten Tage vor der Wahl, 18 
Uhr, Wahlvorschläge für die Wahl in den 
einzelnen· Wahlbezirken des Wahlgebiets 
eingereicht werden. Wahlvorschläge können 
von politischen Parteien im Sinne des 
Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von mitgiiedschaftlich organisierten Gruppen 
von· Wahlberechtigten (Wählergruppen) und 
von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbem) eingereicht werden. 

§18 
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. b) In Absatz 4 Satz 7 wird das Wort 
"einunddreißigsten'l durch das Wort 
"achtlinddreißigsten" und das Wort 
"dreißigsten" durch das Wort "sieben­
l!nddreißigsten" ersetzt. 

unzulässig s.ind . 

.(4) Weist· der W~hlausschuß einen 
Wahlvorschlag zurück, so kann binnen drei 
Tagen nach Verkündung in der Sitzung des 
Wahlauss'chusses von der Vertrauer:Jsperson, 
des Wahlvorschlags oder vom Wahlleiter 
oder von. der Aufsichtsbehörde aeschwerde 
eingelegt werden. Der Wahlleiter, die 
Aufsichtsbehörde. .. oder die oberste 

. Aufsichtsbehörde kann auch gegen eine 
Entscheidung, durch die ein. Wahlvorschlag 
zttgelassen wifd;'Be5C-Ilwefee-~eb~e--t--­
Beschwerde ist bei Entscheidungen der 
Wahlausschüsse der kreisangehörigen 
Gemeinden an den Wahlausschuß des 
,Kreises und bei Entscheidungen der 
Wahlausschüsse der kreisfreien Städte und 
Kreise an den Landeswahlausschuß (§ 9 
Abs. 2 des Landeswahlgesetzes) zu richten. 
Legt die oberste Aufsichtsbehörde 
Beschwerde ein, so ist die Beschwerde an 
den Landeswahlausschuß zu· richten, der für 
die Entscheidung auch dann ausschließlich 
zuständig ist, wenn gegen die Zulassung 
oder Nichtzulassung desselben 
Wahlvorschlages Beschwerde zum 
Wahlausschuß des Kreises erhoben ist. Die 

. Beschwerde kann' nur auf die in Absatz 3 
Satz 2 genannten Gründe gestützt werden. 
In der Beschwerdeverhandlung sind die 
erschienenen Beteiligten zu hören.~Die 
Entscheidung über die Beschwerde . muß 
vom Landeswahlausschuß spätestens am 
einunddreißigsten Tage, von den 
Wahlausschüssen der Kreise spätestens am 
dreißigsten Tage vor ·der Wahl getroffen 
werden. Die Beschwerdeentsctieidung ist für 
die Aufstellung der Bewerber zur Wahl 
endgültig. Sie schließt die Erhebung· eines 
Einspruchs im Wahlprüfungsverfahren nicht 
aus (§ 39 Abs. 2). 

§ 19 

8. In §. 19 Absatz 1 wird das Wort (1) Der Wahlleiter macht die' zugelassenen 
"zwanzigsten" durch das Wort Wahlvorschläge spätestens am zwanzigsten 
,,~iebenundzwanzigsten" ersetzt. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. 

§23 

(1) Die Stimmzettel und, erforderlichen' 
Stimmzettelschablonen für blinde und 
sehbeeinträchtigte Menschen sowie 
Informationen zur Wahl in Leichter Sprache 
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9. § 23 Absatz 1 Satz 3 wird durch folgende 
Sätze ersetzt 
"Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel 
richtet sich nach der Stimmenzahl, die 

. Parteien, Wählergruppen und 
Einzelbewerber bei der letzten Wahl zur 
Vertretung des Wahlgebiets erreicht 
haben. Die Übrigen Wahlvorschläge 
schiießensich . in alphabetischer 
Reihenfolge der Namen der Parteien, 
Wählergruppen und Einzelbewerber an." 

enthalten die 
für den Wahlbezirk 
Wahlvorschläge sowie zugelassenen 
Reserv'elisten der Parteien und 
Wählergruppen, deren Wanlvorschlag für 

Wahlbezirk zugelassen ist, mit den 
Namen ersten drei· Bewerber .. @Die 
Reihenfolge auf dem richtet sich 
nach der Stimmenzahl, die die Parteien, 
Wählergruppen und Einzelbewerber bei der 
letzten Wahl zur Vertretung des Wahigebiets 
erreicht haben; sonstige Wahlvorschläge 
-schließen sich. in der- Reihenfol§e des 
Eingangs der Reservelisten, . 
Reserveliste nicht eingereicht oder nicht 
zugelassen worden ist, in der Reihenfolge 
des Eingangs der Wahlvorschläge für den 
Wahlbezirk, bei gleichzeitigem Eingang in 
alphabetischer Reihenfolge der 
Wählergruppen Einzeibewerber, an. 

§ 26 

(1) Bei Briefwahl hat der Wähler dem 
Bürgermeister in einem verschlossenen 
Wahlbriefumschiag 

Wahlschein, 

b) in einem besonderen verschlos­
senen Stimmzettelumschlag seinen 
Stimmzettel 

so rechtzeitig zu übersenden, dass der 
In § 26 Absatz 1 wird die Angabe ,,16" Wahlbrief am Wahltage bis 16 Uhr bei ihm 
durch die Angabe" 18" ersetzt. eingeht. 

wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 1 werden 
folgenden 

§ 33 

die 
abgegebenen gültigen 

Wählergruppen 



b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird die Angabe "bis 4" 
gestrichen. 

in 2 'wird nach dem Wort 
"zur" das· Wort "bereinigten" 
gefügt. 

2. § 35 Absatz 1 wird wie folgt """,,.,,,,, 

,,(1 ) 
Zustellung die in 
aus den Reservelisten 

Stimmen . der 
Gesamtstimmenzah!, wird die 
Gesamtstimmenzahl 

Von der gemäß § 3 in jedem Wah!gebiet 
zu wählenden Gesamtzah! von Vertretern 
wird die Zahl der erfolgreichen 
Wahlbezirksbewerber abgezogen, die als 
Einzeibewerber aufgetreten oder von einer 
nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 nicht zu 
berücksichtigenden Partei oder 
Wählergruppe vorgeschlagen sind. ®Von 
der so gebildeten Ausgangszah! werden den 
am Verhältnisausgleich teilnehmenden 
Parteien und Wählergruppen nach dem 
Divisorverfahren mit Standardrundung so 
viele Sitze zugeteilt, wie ihnen im Verhältnis 
der auf ihre Reserveliste entfallenen 
Stimmenzahien zur' Gesamtstimmenzahi 
nach Absatz 1 zustehen (erste 
Zuteiiungszah!). Jecie Partei oder 
Wähiergruppe erhält SO. viele Sitze, wie sich 
nach . Teilung ihrer Stimmen durch den 
Zuteilungsdivisor und) anschließender 
Rundung ergeben. Der Zuteilungsdivisor 
so zu bestimmen, dass insgesamt so 

wie nach der Ausgangszahi' 
Reservelisten entfallen. Bei der Rundung 
sind unter 
darunter liegende Zahl abzurunden und 
Zahlenbruchteile ab 0,5 auf die darüber 
liegende Zahl aufzurunden. Kommt es bei 
Berücksichtigung von bis zu vier Stellen 
nach dem Komma zu 
Rundungsmögiichkeiten mit gleichen 
Zahlen bruchteilen, entscheidet das vom 
Wahlleiter zu ziehende Los. Zur Ennittlung 
des Zuteilungsdivisors ist' die 
Gesamtstimmenzahl durch die 
Ausgangszahl zu teilen .. 

§ 35 
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4.§ 36 wird wie folgt gefasst: 

,,§36 

Ein gewählter Bewerber erwirbt die 
Mitgliedschaft in der Vertretung mit der 
Feststellung seiner Wahl naCh '§ .34 
Absatz 1, nicht jedoch vor Ablauf, der 
Wahlperiode der alten Vertretung. Wer 
die Annahme der Wahl im Wahlbezirk 
ablehnt, scheidet auch als Bewerber der 
Reserveliste aus." . 

5. § 45 wird wie folgt geandert: ' 

a) Der bisherige Absatz 1 wird durch die 
Absätze 1 bis 5 ersetzt: 

§36 

. (1) Ein gewählter Bewerber erwirbt die 
Mitgliedschaft in .der Vertretung mit dem 
Eingang der auf die Benachrichtigung nach 
§ '35 Absatz . 1 . erfolgenden 
Annahmeerklärung beim zuständigen 
Wahlleiter, nicht jedoch vor Ablauf der 
Wahlperiode der alten' Vertretung. Eine 
Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
Eine Ablehnung kann nicht widerrufen 
werden. G.ibt .der Gewählte bis zum Abli;lUf 
der' gesetzt-en-rrrstkerne--Erk:lärung 'ah:;so 
gilt die Wahl' zu diesem Zeitpunkt als 
angenommen. Wer die Annahme. der Wahl 
im Wahlbezirk ablehnt; 'scheidet auch als 
Bewerber der Reserveliste aus. 

(2) Für die Annahmeerklärung eines 
Beamten oder ,Arbeitnehmers des 
öffentlichen Dienstes im Sinne 'des § 1~ 
Absatz 1 Satz 1 gelten die besonderen 
Vorschri·ften des § 13 Absatz 3 und Absatz 6 
Satz 3. . 

§45 

,,(1) Wenn ein gewählter Bewerber (1) Wi3nn ein gewählter Bewerber stirbt oder' 
stirbt oder die Annahme der Wahl die Annahme der Wahl ablehnt oder wenn 
ablehnt oder wenn ein Vertreter stirbt ein Vertreter stirbt oder sonst aus der 
oder sonst aus der Vertretung . Vertretung ausscheidet, so wird der' Sitz 
ausscheidet, wird, der Sitz aus der nach der Reserveliste derjenigen Partei' oder 

. Reserveliste der Partei oder· Wählergruppe besetzt, tür die· der 
Wählergruppe besetzt, für die der Ausgeschiedene bei der Wahl aufgetreten 
Ausgeschiedene bei' der Wahl ist; ein späterer Wechsel der Zugehörigkeit 
angetreten war. Ein späterer Wechsel des· Ausgeschiedenen zur Partei oder 
des Ausgeschiedenen' zu einer Wählergruppe bleibt' unberücksichtigt. Auf 
anderen Partei oder Wählergruppe ist der Reserveliste bleiben diejenigen 
unbeachtlich. Bewerber außer Betracht, die aus der Partei 

'oder Wählergruppe, für. die sie bei der Wahl 
aufgestellt waren, ausgeschieden' sind oder 
in der gemäß § 38 vorgesehenen Form auf 
ihre Anwartschaft verzichtet hal;>en. Wer die 
Annahme der Wahl' im Wahlbezirk oder die 
Wahl gemäß der Reserveliste ablehnt, kann 
nicht beziehungsweise nicht erneut aus der 
Reserveliste berufen werden. Ist der nach 
$,-3tz 1 Ausgeschiedene bei der Wahl· nicht 
als BewerBer für eine Partei oder 
Wählergruppe aufgetreten oder ist die 
Reserveliste erschöpft, so bleiben die 

.(2) An die Stelle des nach Absatz 

. 1 . Satz 1 Ausgeschiedenen tritt der 
für ihn in der Reserveliste benannte 
Ersatzbewerber, falls' ein solcher 
nicht benannt ist, . der in der 
Reserveliste folgende nächste 
Bewerber. Wenn dieser 
Ersatzbewerberoder Bewerber die 
Wählbarkeit verloren hat, gestorben 
ist oder die Annahme· der Wahl 
abgelehnt· hat, gilt Satz 1 
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berücksichtigt werden 
Bewerber auf der Reserve!iste, die· 
aus der Paniei oder Wähiergruppe 
ausgeschieden sind, für die sie bei 
der Wahl kandidiert hatten, oder die 
in der nach § 38 vorgesehenen Fmm 
auf ihre Anwartschaft verzichtet 
haben. Gleiches gilt Bewerber, 
die die Annahme der Wahl. im 
Wahlbezirk oder die Wahl aus 
Reserveiiste abgelehnt haben. 

(4) Bei der Nachfolge 
unberücksichtigt bleibt zudem ein 
Ersatzbewerber, der ausschließlich 
für einen im Wahlbezirk 
aufgestellten, aber dort nicht direkt, 
sondern über Reserveiiste . 
gewählten Bewerber benannt wurde. 

(5) ist der nach Absatz 'j Satz 1 
Ausgeschiedene bei der Wahl nicht 
als Bewerber einer· Partei oder 
Wähiergruppe angetreten oder ist 
dereQ erschöpft, bleibt 
ein rrei gewordener 

gesetzliche Mitgliederzah! der 
Vertretung vermindert sich 
entsprechend. " 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6. 

(1) Nach Absatz 5 

unbesetzt 
Mitgiiederzahi vermindert entsprechend. 
Der Ersatzbewerber, der ausschließlich für 
einen im Wahlbezirk aufgestellten und dort 
nicht direid, sondern über die Reserveliste 
gewählten Bewerber benannt wurde, wird 

der Ustennachfolge nicht berücksichtigt. 
An die Stelle des nach Satz 1 
Ausgeschiedenen tritt für ihn auf der 
Reserveiiste aufgestellte Ersatzbewerber, 
falls ein solcher nicht benannt ist, der auf der 
Reserveliste der Reihenfolge nach nächste 
Bewerber. Wenn der bei -der Ustennachfolge 
zu berücksichtigende Ersatzbewerber oder 
Bewerber die Wählbarkeit verloren hat, 
.gestorben oder die Annahme der Wahl 
abgelehnt hat, gilt 6 entsprechend. 

(2) Der Wahlleiter stellt unverzüglich nach 
Ausscheiden des bisherigen Vertreters den 
Nachfolger oder das Freibleiben des Sitzes 
rest und macht dies öffentlich bekannt. § 39 
Absatz 1, § 40 Absatz 3 und § 41 finden mit 
der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
dass an die Stelle des Beschlusses der 
Vertretung die Entscheidung des Wahlleiters 
tritt. 
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Parteien 
weniger 
Gesamtstimmenzah! 
Ustenwah!vorschläge, die weniger 
Prozent der Gesamtstimmenzahi erhalten 
haben, bleiben bei der Sitzverteilung für 
die Bezirl<:svertretung unberücksichtigt 
Durch Abzug der für diese 
Ustenwahlvorschläge abgegebenen 
Stimmen von der Gesamtstimmenzahl 
wird die bereinigte Gesamtstimmenzahl 
gebildet, die für die anschließende 
Sitzverteiiung maßgeblich ist." 

Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und 
in Satz 1 werden nach der Angabe 
"Absatz 2" die Wörter "Satz 2 bis 8" 
eingefügt 

7. § 46d wird wie folgt geändert: 

Bewerbung die Wahl Rates, nur in 
einem Listenwahlvorschlag benannt werden 
darf. Bewerber . in einem 
Ustenwahlvorschlag kann nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder-, Vertreter­
oder Wahlberechtigtenversammlung im 
Gebiet der kreisfreien Stadt oder des 
Stadtbezirks hierzu gewählt worden ist. 

(6) Die Sitze in der Bezirksvertretung werden 
entsprechend § 33 Absatz 2 auf Parteien 
und Wählergruppen verteilt. Entfällt bei 
dieser Sitzverteilung auf den 
Listenwahivorschlag einer Partei oder 
Wahlergruppe, die im Stadtbezirk 5 vom 
Hundert oder mehr der Gesamtstimmenzahl 
erhalten hat, Sitz, so 
Sitzverteilung mit einer jeweils 
erhöhten Gesamtsitzzahl so 
wiederholen, 
Listenwahivorschiag einer solchen 

Wähiergruppe mindestens 
entfallen Die so 

an die Steile der 
satzungsmäßigen Sitzzahl der 
Bezirksvertretung . 

§4Sd 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 (3) Gemeinsame Wahlvorschläge sind 
eingefügt: zulässig, Wird eine Person von mehreren 

Parteien oder Wählergruppen ais 
,,(4) Ein gemeinsamer Wah!vorschlag gemeinsamer Bewerber benannt, ist sie 
mehrerer Parteien. oder Wählergruppen hierzu in geheimer Abstimmung entweder in 
muss von den. für das Wahlgebiet einer gemeinsamen Versammlung oder in 
zuständigen Leitungen aller beteiiigten getrennten Versammlungen 
Parteien oder Wählergruppen Wahlvorschlagsträger zu wählen. 
unterzeichnet sein und anschließend Wahlvorschlagsträger des 
von allen Trägern des Wahlvorschlags Wahlvorschlags dürfen keinen 

zur 
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voraus. Erklären 
Vertrauensperson die 

stellvertretende Vertrauensoerson . nur , 
der beteiiigten Träger vor 

Entscheidung über die Zulassung die 
Rücknahme des Wahlvorschlags, bleibt 
dieser als Wahlvorschlag der übrigen 
Träger oder des anderen .. Trägers 
erhalten." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
wie folgt gefasst: . 

Cy 

,,(5) Sind an einem gemeinsamen 
Wahlvorschlag Paiieien oder 
Wählergruppen beteiligt, die bei der 
letzten Wahl zur Vertretung des 
Wahlgebiets Stimmen erhalten haben, 
wird der gemeinsame Wahlvorschlag auf 
dem Stimmzettel aufgrund des 
Ergebnisses der Partei· oder 
Wähiergruppeeingereiht, die höchste 
Stimmenzahl erreicht hatte. innerhalb 
dieses gemeinsamen Wahlvorschlags 
werden die Parteien oder Wählergruppen 
auf dem Stimmzettel in Reihenfolge 
der Stimmenzahl bei der Wahl zur 
Vertretung des Wahlgebiets aufgeführt; 
beteiligte Parteien oder Wählergruppen 
ohne Stimmen bei der letzten 
Vertretungswahl folgen in alphabetischer 
Reihenfoigeder Namen der Parteien oder 
Wähiergruppen. Andere gemeinsame 
Wahlvorschläge werden auf dem 
Stimmzettel in alphabetischer 
Reihenfolge nach· den Wahlvorschlägen 
von Trägern mit Stimmen bei der letzten 
Wahl zur Vertretung desWahlgebiets 
berücksichtigt; maßgeblich für ihre 
Einreihung ist der Anfangsbuchstabe des 
Namens der Partei oder Wählergruppe, 
die in dem gemeinsamen Wahlvorschlag 
alphabetisch an Stelle steht 
Innerhalb dieses . gemeinsamen 

(4) Bei gemeinsamen Wahlvorschlägen mit 
Beteiligung von Parteien 
Wählergruppen, die in der Ve!iretung des 
Wahlgebietes V81ireten sind, richtet sich die 
Reihenfolge auf dem Stimmzettel nach der 
höchsten bei der letzten Wahl zur Vertretung 
des Wahlgebiets erreichten Stimmenzahl 
einer der beteiligten Parteien 
Wählergruppen. In diesem Fall werden auf 
dem Stimmzettel die an dem gemeinsamen 
Wahlvorschlag beteiligten Parteien und 
Wählergruppen in der Reihenfoiqe 
aufgeführt, sich bei selbstständigen 
Wahlvorschlägen entsprechend § 
1 Satz 3 erster ergeben hätte; an 

Wahlvorschlag 
Parteien und Wählergruppen im 

Sinne des § 23 Absatz 1 Satz 3 zweiter .. 
Satzteil schließen sich auf dem Stimmzettel 
in alphabetischer Reihenfolge an. Bei 
anderen gemeinsamen Wahlvorschlägen 
richtet sich bei gleichzeitigem Eingang von 
Wahlvorschlägen die alphabetische· 
Reihenfolge in entsprechender Anwendung 
des § 23 Absatz 1 Satz 3 zweiter Satzteii 
nach dem Anfangsbuchstaben des an dem 
gemeinsamen Wahlvorschlag beteiligten 
Wahlvorschlagsträgers, der in . dem 
Wahlvorschlag alphabetisch an erster Stelle 
steht dem Stimmzettel werden im Fall 
des § 23 1 Satz 3 zweiter Satzteii die 
an dem gemeinsamen Wahlvorschlag 

in 



8: Nach § 46ewird folgender Abschnitt Vl.c 
e~ngefflgt: 

"Vl.c Wahl der Verbandsversammlung 
des Regionalverbands Ruhr 

§46f 

Auf die Wahl der stimmberechtigten 
Mitglieder der Verbandsversammh,m"g des 
Regionalverbands Ruhr gemäß § 10 
Absatz 1 und 2 des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechende. Anwendung, soweit sich 
nicht aus den .§§ 46g ·bis 46k oder aus 
dem Gesetz über den Regionalverbnd 
Ruhr etwas anderes ergibt. 

§46g 

(1) Wahlleiter . für die Wahl der 
Verbandsversammlung "im Wahlgebiet 
des Regionalverbands Ruhr ist der 
Regionaldirektor, . stellvertretender 

. . Wahlleiter ist sein Vertreter im Amt.· 
Bewirbt sich der Regionaldirektor oder 
sein Vertreter im Amt um das Amt eines 
Bürgermeisters oder' eines Landrats im 
Wahlgebiet des RegionalVerbands Ruhr, 
kann er ab seiner Aufstellung nicht 
Wahlleiter oder stellvertretender 
Wahlleiter für die Wahl. der 
Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr sein. An seine 
Ste.lle tritt der jeweilige Vertreter im Amt. 

(2) Der Wahlausschuss für die Wahl der 
Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr besteht aus dem 
Wahlleiter nach' Absatz 1 als 
Vorsitzendem und zehn Beisitzern, die 
die Verbandsversammlung des 

Kreistages gemäß der Kreisordnung zur 
Einleitung des Abwahlverfahrens stattfinden. 
Den Tag der Abstimmungsowi~ die für ihre. 
Vorbereitung maßgeblichen Fristen und 
Termine bestimmt die Vertretung .. 

(6) Wird die Bürgermeister- oder 
Landratswahl für ungültig erklärt, findet 
abweichend von § 42 eine Neuwahl statt. 
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Benennung oder 
Mitglieder ist nicht 

weiterer 

(3) Die für die Wahl des Rates 
zuständigen Wahlvorstände und 
Briefwahlvorstände führen im Wahlgebiet 
des Regionalverbands Ruhr auch die 
Wahl der Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr durch. 

§ 4611 

(1) Unter Berücksichtigung der in § 10· 
Absatz 'I Satz 1 des Gesetzes über . 
Regionalverband Ruhr festgeschrie­
benen Mitgiiederzahi findet § 3 auf die 
Wahl der Verbandsversammlung des 
Regionaiverbands Ruhr keine 
Anwendung. 

(2) Wegen der Listenwah! aller 
Mitglieder nach § 10 2 1 des 
Gesetzes über Regiona!verband 
Ruhr findet für Wahl der 
Verbandsversammlung des Regional­
verbands Ruhr· eine Einteilung des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke nach § 4 
nicht statt. 

(3) Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie 
nicht überwiegend körperliche Arbeit 
verrichten oder sonst die 
Verwaltungsführung ihres Dienstherrn 
oder Arbeitgebers inhaltlich nicht 
beeinflussen können) im Dienst des 
Regionalverbands Ruhr können nicht 
gleichzeitig seiner Verbandsversammlung 
angehören. Gleiches gilt für Beamte und 
Arbeitnehmer, die im Dienst des Landes 
stehen in einer staatlichen Behörde 
unmittelbar 
allgemeinen 
Sonderaufsicht 

I 
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Landesverbände nicht bestehen, von den 
Vorständen nächstniedrigen 
Gebietsverbände nach § 7 Absatz 2 
Parteiengesetzes, die im 
Landes liegen, unterzeichnet sein, der 
Listenwahlvorschlageiner Wählergruppe 
von deren Vorstand. Ist die Partei oder 
Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung nach § 14 Absatz 1 
laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in 
Verbandsversammiung des 
Regionalverbands Ruhr, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie 
einen Wahlvorschlag . nur einreichen, 
wenn sie nachweist, dass einen nach 
demokratischen Grundsätzen gewähltem 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 
Absatz 3 1 Nummer 1 2, Absatz 
4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung ordnungsgemäß 
beim Bundeswahlieiter eingereicht haber!. 

(5) Der Ustenwahlvorschlag einer 
oder Wählergruppe im Sinne von 
4 Satz :2 muss von mindestens 
Wahlberechtigten aus dem Wahlgebiet 
des Regionaiverbands· Ruhr persönliCh 
und handschriftlich unterzeichnet sein. 

(6) Bewerber· für die Wahl zur 
Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr darf nur in einem 
Ustenwahlvorschlag benannt werden. 

§ 46i 

(1) Die Beschwerde gegen eine 

Regionaiverbands Ruhr ist an den 
§9 2 

des Landeswahlgesetzes zu richten. 
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Listenwahlvorschiäge auf 
Stimmzettel . bei ersten 
Oirektwahi der Verbandsversammlung 
des Regionalverbands Ruhr nach der 
Stimmenzahi, die die Parteien oder 
Wählergruppen bei der Wahl . der 
Vertretungen der Mitgliedskörperschaften 
des Regionalverbands Ruhr im Jahr 2014 
erreicht haben. Andere 
Listenwahlvorschiäge schließen sich in 
alphabetischer Reihenfolge der Namen. 
der Parteien oder Wählergruppen an. Bei 
nachfolgenden Wahlen gilt § 23 Absatz 1. 

§ 46j 

(1) Der Wahlausschuss des 
Regionaiverbands Ruhr zählt zunächst 

für alle listenwahivorschläge 
abgegebenen gültigen Stimmen, nach 
Parteien und Wählergruppen getrennt, 
zusammen (Gesamtstimmenzahl). 
stellt dann welche und 
Wählergruppen weniger als 2,5 Prozent 

Gesamtstimmenzahl erhalten haben. 

(2) Listenwahlvorschläge, die weniger 
als 2,5 Prozent Gesamtstimmenzah! 
erhalten haben, bleiben bei der 

. Sitzverteilung für die 
Verbandsversammlung unberücksichtigt. 
Durch Abzug der für diese 
Listenwahlvorschläge abgegebenen 
Stimmen von der Gesamtstimmenzahl 
wird die bereinigte Gesamtstimmenzah! 
gebildet. 

(3) Den hiernach bei der Sitzverteilung 
zu berücksichtigenden Parteien und 
Wähiergruppen werden dem 
Divisorverfahren mit Standard rundung so 
viele von 91 Sitzen zugeteilt, wie 

Verhältnis der auf ihren 
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Wählergruppen abgegeben worden sind 
und welche Bewerber gewählt sind. . 

(5) Ein Mitglied der 
Verbandsversammlung verliert seinen 
Sitz auch durch Annahme der Wahl zum 
. Regionaldirektor des Regionalverbands 
Ruhr. 

§46k 

SinClin einer krelsangehötigeh Gememde 
oder in . einem Stadtbezirk einer 
kreisfreien Stadt im Wahlgebiet des 
Regionalverbands ' Ruhr 
Unregelmäßigk.eiten bei der Wahl der 
Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr im Sinne von § 
40 Absatz 1 Buchstabe· b vorgekommen, 
ist die Wahl in dieser Gemeinde oderde·m 
betroffenen Stadtbezirk zu . wiederholen. 
Erstrecken sich. die Unregelmäßigkeiten 
auf Gemeinden· im ·Wahlgebiet mit mehr 
als der Hälfte der Wahlberechtigten, so ist 
die Wahl im ganzen Wahlgebiet zu 
wiederholen. " 

~9. In § 50 Absatz 3 ~atz 2 wird das Wort 
"fünf' durch das Wort "sechs" ersetzt. 

~o. In § 51 Absatz 1 werden nach den 
Wörtern .. §§ 46b bis 46d über die Wahl 
und Abwahl der Bürgermeister und 
Landräte," die Wörter 
.. §§ 46f bis 46k 
über die WahlderVerbandsversammlung 
des Regionalverbands Ruhr," 

§50 

(3) Für die Erhebung nach Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe . a·· dürfen höchstens elf 
Geburtsjahresgruppen gebildet werden, . in 
denen jeweils mindestens drei 
Geburtsjahrgänge zusammengefasst sind .. 
(2)Für die Erhebung nach Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe b ·,dürfen hö.chstens fünf 
Geburtsjahresgruppen gebildet werden, in 
denen' ·mindestens neun Geburtsjahrgänge 
zusammengefasst sind . 

. § 51 

§46a 
über die Wahl der Bezirksve·rtretungen, 

§§ 46 b bis 46 d 
über die Wahl und Abwahl der 
Bürgermeister und Landräte, 

§47 
über die Erstattung von Kosten, 
insbesondere durch Festlegung von 
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eingefügt. 

Artikel 2 

Übergangsregelungen zum Kommunal­
. wahlgesetz und zur Kommunalwahl-

ordnung . 

. ' - § 1 
Zahl der Vertreter 

Für die allgemeinen Kommunalwahlen im 
Jahr 2020 können die Gemeinden und 
Kreise bis spätestens 31. Juli 2019 durch 
Satzung die Zahl der zu wählenderi Vertreter 

, um 2, 4, 6; 8 oder' 10, davon je zur Hälfte in 
Wahlbezirken, verringern. Die Zahl von 20 
Vertretern daif nicht 'unterschritten werden. 

§2 
Wahr der Vertreter für die Vertreter­

versammlung und der Bewerber für die 
Wahl der Verbandsversammlung des 
Regionalverbandes Ruhr ,im Jahr 2020 

Für die Wahl der Verbandsversammlung des 
Regionalverbandes Ruhr im Jahr 2020 sind 
die Vertreter für die Vertreterversammlung 
und die Bewerber ab dem 1. August 2019 zu 
wählen. 

§3 
Feststellung von Bevölkerungszahlen 

und der Zahl der Wahlberechtigten 

(1) Für die allgemeinen Kommunal­
wahlen im Jahr 2020 richten sich die 
Bevölkerungszahlen gemäß § 3 Absatz 2 
Satz 1, § 4 Absatz 2 Satz 3 und § 15 Absatz 
2 Satz 3 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen, im Lande Nördrhein­
Westfalen nach der vom Landes-betrieb 

Pauschsätzen, 

""<";, ,),',',c ,,"",' 'li<' '",':",' • • ?'t"", ,'C, 

, ;. ,;.' ;,' ;,,;;,;,.,,:;' ;,',c';;';';", .;,t ; ";0;;;'0;,', 

§ 3 Absa:tz 2 Satz 2 Kommunalwahlgesetz 
(Vergleichsnorm) 

Oie Gemeinden und Kreise kennen bis 
spätestens 45 Monate nach Beginn der 
Wahlperiode durch Satzung die' Zahl der zu 
wählenden Vertreter um 2, 4, 6, 8 oder 10, 
davon- je zur Hälfte' in Wahlbezirken, 
verringern; die Zahl von 20 Vertretern darf 
nicht unterschritten werden. 

Artikel 5 des Gesetz~s -zur Anderung des 
Kommunalwahlgesetzes und zur 

Änderung kommumllverfassungsrecht­
, licher Vorschriften 

§2 
Wahl der Vertreter für die Vertreter-

, versammlung und der Bewerber für die 
Kommunalwahlen ,2020 (Vergleichsnorm) 

Für die allgemeinen Kommunalwahlen 2020 
sind -' die Vertreter für' die Vertreter­
versammlung und die Bewerber ab dem 1. 
August 2019, die Bewerber . für die 
Wahlbezirke frühestens nach der 
öffentlichen Bekanntgabe qer Einteilung' des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke zu den 
Kommunalwahlen 2020 zu wählen. 

§78 KWahlO 
Feststellung von Bevölkerungszahlen 
, und der Zahl der Wahlberechtigten , 

(Vergleichsnorm) 

(1) Die Bevöfkerungszahlen gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1, § 4 Abs. 2 Satz 3 und § 15 Abs. 2, 
Satz 3 des Gesetzes richten sich nach der 
vom Landesbetrieb Information und Technik 
NRW (IT. NRW) halbjährlich fortgeschrie­
benen Bevölkerungszahl, welche 42 Monate 
nach Beginn der Wahlperiode veröffentlicht 
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Information und TechnikNRW (IT.NRW) 
halbjährlich fortgeschriebenen Bevöl­
kerungszahl, welche 59 Monate nach Beginn 
der Wahlperiod~ veröffentlicht ist. . 

ist. Als Bevölkerungszahl des Wahlbezirks (§ 
15 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes) gilt die Zahl, 
die sich aus der Teilung der ßevölkerungs­
zahl des Wahlgebiets durch die Zahl der 
Wahlbezirke ergibt. 

(2) Die Zahl der Wahlberechtigten gemäß § 
(2) Die Zahl der Wahlberechtigten 16 Abs. 1 des Gesetzes ist zum letzten 
gemäß § 16 Absatz 1 des Kommunalwahl- Halbjahresstichtag, der 45 Monate nach 
g.esetzes ist für die allgemeinen Beginn' der· Wahlperiode liegt, nach dem 
Kommunalwahlen im Jahr 2020 zum I.etzten Melderegister zu ermitteln. Die Feststellung 
Halbjahresstichtag, der 62' Monate nach der Zahl der. Wahlberechtigten bei der 
Beginn der Wah1periude-tiegt~nach-dem 'l;;rmitttl1ng derWah1ergebnisse(§61Abs-.3 
Melderegister zu ermitteln.' Nr. 1) bleibt unberührt. 

, . .' . . . 
" .. '. . Artikel 3 

Änderung des Landeswahlgesetzes . 

Das Landeswahlgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. August 1993 (GV. 
NRW. S. 516), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 407) geändert worden ist, wird wie fOlgt 
geändert: 

1. § 11 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: • 

,,(3) Der Bürgermeister ist befugt, .soweit 
die betroffene Person nicht 
widers.prochen hat, folgende. Daten 
geeignet erscheinender Wahlberechtigter 
zum Zweck ihrer erstmaligen Berufung zu 
Mitgliedern von Wahlvorständen oder 
einer erneuten Berufung bei künftigen 
Wahlen zu verarbeiten: 

.1. Name, 
2. Vorname, 
3. Geburtsdatum, 
4. Anschrift, 
5. Telefonnummern und E-Mail­

Adressen und 
6. bisherige Mitwirkung in 

Wahlvorständen und ausgeübte 
Funktion. 

Die betroffene Person ist über das 
Widerspruchsrecht vor der Verarbeitung 
ihrer Daten schriftlich zu unterrichten." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

Gesetz über die Wahl zum Landtag des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

(Landeswahlgesetz - LWahIG) 

(3) Der Bürgermeister ist befugt, 
personenbezogene Daten von 
Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung 
zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu 
erheb~n . und zu verarbeiten. Zu diesem 
Zweck dürfen personenbezogene Daten von 
Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in 
Wahlvorständen geeignet sind, auch für 
künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern 
der Betroffene' der Verarbeitung' nicht 
widersprochen hat. Der Betroffene ist über 
das Widerspruchsrecht schriftiich zu 
unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende 
Daten erhob.en und verarbeitet werden: 

. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, 
Telefonriummern, Zahl der Berufungen zu 
einem Mitglied der Wahlvorstände und die 
dabei ausgeübte Funktion. 

, . 

§12 

a) Dem Wortlaut wird folgender Absatz Die Beisitzer in den Kreiswahlausschüssen, 
18 
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1 vorangestellt: 
,,(1) Die Mitglieder der Wahlorgane 
und ihre Stellvertreter dürfen in 
Ausübung ihres Amtes ihr Gesicht 
nicht verhüllen." 

Wahlvorständen und Briefwahlvorständen 
sowre die Wahlvorsteher, Briefwahlvorsteher : 
und ihre Stellvertreter üben eine 
ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf· die 
sinngemäß die allgemeinen Vorschriften des. 
kommunalen Verfassungsrechts mit 

b} DerbisherigeWortlaut wird Absatz 2. Ausnahme der Vorschriften über 
AlJsschließungsgrunde Anwendung finden. 
Ihnen kann von der Gemeinde, im Falle der 
Beisitzer von . Kreiswahlausschüssen auch· 
vom zuständig·en Kreis, Ersatz für 
Sachschäden, die sie bei Ausübung ihrer 

-_.~ .-ehr-enamtlicbenTätigkeit. erlitten Ilaben, 
gewährt werden. 

3. In § 16 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort In das Wählerverzeichnis werden alle 
"fünfunddreißigsten" durch· das Wort Personen eingetragen, bei denen am 
"zweiundvierzigsten" ersetzt. fünfunddreißigsten Tag vor. der· Wahl 

(Stichtag) feststeht, dass sie wahlberechtigt. 
und . nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen 

. sind. 

4. Ih § 45 Absatz 3 Satz 2 wird das. Wort 
"fünf' durch das Wort "sechs" ersetzt. 

Für die Erhebung nach Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe . b düften höchsten fünf 
Geburtsjahresgruppen gebildet werden, in 
denen jeweils mindestens sieben 
Geburtsjahrgänge zusanimengefasst sind. 

. . 

. Artikel 4 Gesetz über den Regionalverband Ruhr 

Änderung des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr 

:§ 10 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes über den 
Regionalverband Ruhr in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. 
NRW. S. 96), das zuletzt durch Artikel 11 
des .Gesetzes vom ·23. Januar 201 a (GV. 
NRW. S. 90) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

"Die näheren Vorschriften trifft das Die näheren Vorschriften trifft . das· 
Kommunalwahlgesetz in der Fassung der Kommünalwahlgesetz in der Fassurig der 
Bekanntmachung vom 30., Juni 1988 (GV. . Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. -454, ber. S. 509 und 1999 S. 70) in NRW. S.454, ber. S. 509), das zuletzt durch 
der jeweils geltenden Fassung." Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Oktober 2012 

(GV. NRW. S. 564) geändert worden ist. 
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